Deutscher Bundestag 

16. Wahlperiode 


Drucksache 1 6/2706 


25 . 09 . 2006 


Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 1. Dezember 2005 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Kirgisischen Republik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

und zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei internationaler wirtschaftlicher Betä- 
tigung ein erhebiiches Hindernis für Handei und investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen soilen derartige steueriiche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und der Kirgisischen 
Repubiik besser abgebaut werden, als es nach dem im Verhäitnis zur 
Kirgisischen Republik noch weiter geitenden deutsch-sowjetischen 
Doppelbesteuerungsabkommen vom 24. November 1981 (BGBl. 
1983 II S. 2) möglich ist. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 1 . Dezember 2005 enthält die dafür notwendi- 
gen Regelungen. Es entspricht Im Wesentlichen dem OECD-Muster- 
abkommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs- 
körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Steuermindereinnahmen In einzelnen Bereichen dürf- 
ten sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weit- 
gehend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


3s. 


Berlin, 0^. September 2006 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 1 . Dezember 2005 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Kirgisischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung von 
Steuerhinterziehungen auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen 


mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 825. Sitzung am 22. September 2006 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 1. Dezember 2005 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bischkek am 1 . Dezember 2005 Unterzeichneten Abkommen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Kirgisischen Republik zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung von Steuerhinterzie- 
hungen auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 28 Abs. 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 28 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti- 
gung der Doppelbesteuerung in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits müssen gewisse, zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen deut- 
scher Steuern nicht mehr oder nicht mehr in der bisherigen Höhe gewährt wer- 
den. Die Änderung des bisherigen Rechtszustands führt zu Mehr- oder Minder- 
einnahmen bei den vom Abkommen betroffenen Steuern von Bund, Ländern 
und Gemeinden. Steuermindereinnahmen in gewissen Bereichen dürften aller- 
dings durch Steuerverzichte der Kirgisischen Republik weitgehend ausgegli- 
chen werden. Die Wirtschaft wird durch das Abkommen entlastet, da steuer- 
liche Hindernisse im bilateralen Wirtschaftsverkehr beseitigt werden. Auswir- 
kungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


CornameHMe 

MexAy OeAepaTMBHOM PecnyÖAMKOw fepMaHMB 
M KbiprbiscKOM PecnyÖAMKOM 
o6 MSöexaHMM AsoMHoro HaAorooÖAOxeHMB 
M npeAOTBpaiAeHMM yKAOHeHMa ot HaAorooÖAOxeHMB 

B OTHOmeHMM HBAOrOB HB AOXOAbl M MMyiAeCTBO 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Kirgisische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, zur weiteren Entwicklung und 
Stärkung der wirtschaftlichen, wissenschaftlichen, technischen 
und kulturellen Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur 
Verhinderung von Steuerhinterziehungen auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und Vermögen zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 


Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die 
für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebiets- 
körperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtver- 
mögen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, 
der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermögens- 
zuwachs. 

(3) Zu den zuzeit bestehenden Steuern, für die dieses Ab- 
kommen gilt, gehören insbesondere 


cheflepaTMBHan PecnyönnKa repMaHnn 

lA 

KbiprbiacKan PecnyötiMKa, 

xenan saKnioHMTb b pejinx paaBnxnn n yKpenneHnn 3 koho- 
MMHecKoro, HayHHO-TexHMHecKoro n KytibtypHoro cotpyflHM- 
necTsa Mexfly oöommm focyflapcTBaMn ComaujeHne o6 naöe- 
xaHMM ABOMHoro HajtorooönoxeHMfi n npeAOTBpaLueHnn yxAO- 
HeHMH OT HaAorooönoxeHMfl b OTHomeHMU uaAoroB Ha AOXOAbi 
M HMyiUeCTBO, 

cornacnnMCb o HMxecneAyKDiueM: 

CTaibn 1 

JlMita, K KOTopbiM npuMeHfleTcn 

HacTonmee CornameHMe npMMeHneTcn k nMuaM, KOTopbie 
FiBnnKjTCH pesMAeHTaMM oAHoro mam oöomx floroBapMBaioiAMxcn 
focyAapcTB. 

CTaibn 2 

HanoTM, Ha KOTopbie pacnpocTpaHneTcn CornameHMe 

1. HacTOflLuee CornameHMe npMMeHneTcn k HanoraM Ha ao- 
xoAbi M MMyiuecTBo, BSMMaeMbiM OT MMOHM floroBapMBaioLAe- 
rocn focyAapcTBa mam oahopo ms ero aAMMHMCTpaiMBHo-TeppM- 
TopManbHbix oöpasoBaHMM, HeaaBMCMMo OT cnocoöa m MeioAa 
MX BSMMaHMA. 

2. HanoraMM Ha aoxoabi m MMymecTBo cHMTarotcn Bce Ha- 
AorM, BSMMaeMbie c oölabm cyMMbi AOXOAa, coBOKynHoro MMy- 
LuecTsa MAM c oTAenbHbix aneMeHTOB AOxoAa mam MMymecTBa, 
BKAioHan HanorM c aoxoaob ot OTHyxAeHMA abmxmmoto mam 
HOABMXMMO rO MMyiABCTBa, HBAOtM, BSMMaeMbie c cjtoHAa sapa- 
ÖOTHOM nnaibi, BbinnaHMBaeMOM npeAnpMATMAMM, a laKxe Ha- 
AorM, BSMMaeMbie c aoxoaob ot npMpocia MMymecTBa. 

3. CymecTByioLAMMM HanoraMM, Ha Kotopbie pacnpoctpaHA- 
etcA ABMCTBMe HacTonmero CornameHMA, abaaiotca, b hbct- 
hoctm: 

a) B cheAspaTMBHOM PecnyöAMKe lepMaHMn: 
noAOXOAHbiM Hanor, 


a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer und 
die Vermögensteuer 


Hanor c KopnopauMM 
npOMbICAOBbIM HaAOP M 
Hanor Ha MMyiuecTBo, 
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einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 

(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 

b) in der Kirgisischen Republik: 

die Steuer von Gewinnen und Einkünften juristischer Per- 
sonen und 

die Einkommensteuer natürlicher Personen 
(im Folgenden als „kirgisische Steuer" bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags- 
staaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen einge- 
tretenen wesentlichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck „Kirgisische Republik“ im geo- 
graphischen Sinne das Hoheitsgebiet der Kirgisischen 
Republik, auf dem die Kirgisische Republik in Überein- 
stimmung mit dem Völkerrecht souveräne Rechte und 
Hoheitsbefugnisse ausübt und auf dem das Steuerrecht der 
Kirgisischen Republik gilt; 

b) bedeutet der Ausdruck „Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das 
an das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeres- 
bodens, des Meeresuntergrunds und der darüber befind- 
lichen Wassersäule, soweit die Bundesrepublik Deutsch- 
land dort in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und 
ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte 
und Hoheitsbefugnisse zum Zwecke der Erforschung, Aus- 
beutung, Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden und 
nicht lebenden natürlichen Ressourcen ausübt; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und der 
„andere Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die 
Bundesrepublik Deutschland oder die Kirgisische Republik; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, 
Gesellschaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie eine 
juristische Person behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je 
nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von 
einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es 
sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließ- 
lich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes der 
Bundesrepublik Deutschland sowie alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und anderen Per- 


BK/noHan uanoroBbie uaflöaBKM k hmm 
(flanee uMeuyeMbie «repiviaHCKMe uanorn»); 
b) B KbiprbiscKOM PecnyöJtMKe: 

Hanor ua npnöbutb n floxoflbi c lopnflnnecKnx nnu, 

nofloxoflHbiM uanor cfinaMHecKux tinu 
(flanee uMeuyeMbie «KbipruscKne uanorn»). 

4. HacTOfliflee CornameHMe npuMeuFieTCfi xaKxte k nioöbiM 
MfleHTMUHbiM Mfln HO cytflecTBy auanornuHbiM uanoraM, koto- 
pbie öyqyr BSMMaTbcn nocne flatbi noflnncaHun HacToniflero 
CornaujeHMH b flononHenne nnn bmocto cytflecTByioLflMX ua- 
noroB. KoMnereHTHbie opraubi floroBapnBaKttnuxcn FocyflapcTB 
öyflyr yBeflOMnnTb flpyr flpyra o nioöbix cyiflecTBeuHbix nsMe- 
HeHMHx, KOTopbie öyflyr BueceHbi b mx cooTBercTByioLflMe ua- 
noroBbie saKOHOflarenbCTBa. 

Crarbn 3 

OöiflMe onpefleneHMFi 

1. flnn ueneM Hacroniflero CornaujeHUFi, ecnn MHoe ue 
BbireKaer ns KOHreKcra: 

a) repMMH «KbipruscKan PecnyönwKa» oaHanaer b reorpact3M- 
uecKOM CMbicne reppuropmo KbiprbiscKoü PecnyönnKn, na 
KOTopoM KbiprbiscKan PecnyönnKa ocyiflecTBnneT cyee- 
peuHbie npaaa m KtpncflUKUMK) b cooTBercTBnn c Mexfly- 
HapoflHbiM npaBOM M Ha KOTopoM fleMCTByer nanoroBoe 
saKOHOflarenbCTBo KbiprbiacKoü PecnyönMKM; 

b) repMMH «cPeflepaTMBHan PecnyönnKa FepMaHnn» osHauaeT 
reppnropnio OefleparnBHOM PecnyönMKM FepMaHMn, araKxe 
npMneraiotflMM k reppMTopManbHOMy Mopio panoH MopcKoro 
flHa, ero neflp, a raKxte pacnonroKCHHOM Hafl hmmm boahom 
ToniflM, B KOTopoM cpeflepaTMBHaH PecnyönMKa FepMaHMn 
B cooTBercTBMM c MexflyHapoflHbiM npaBOM M HauMOHanb- 
HbiM saKOHOflarenbCTBOM ocyiflecTanner cyßepeHHbie npaea 
M KjpMCflMKUMK) B uennx pasBeflKM, paspaöoTKM m coxpane- 
HMH npMpOflHblX peCypCOB, KaK XMBblX, raK M HeXMBblX, a 
raKxe b uennx ynpaeneHMn mmm; 

c) repMMHbi «floroBapMBaioLfleecn FocyflapcTBo» m «flpyroe flo- 
roBapMBaKjLfleecn FocyflapcTBO» osHanaioT cpefleparMBHyio 
PecnyönMKy FepMaHMn Mnn KbiprbiscKyio PecnyönMKy, b aa- 
BMCMMOCTM OT KOHTeKCTa; 

d) repMMH «nnuo» oananaer cjtMSMHecKoe nnpo, KOMnanMK) m 
nraöoe flpyroe oö^eAMHeHMe nnu; 

e) repMMH «KOMnaHMn» osHanaer lopMflMHecKoe nnuo mam npa- 
BOBOM cyötseKr, KoropuM flnn uenen nanorooönoxeHMn 
paccMarpMBaercn KaK lopMflMHecKoe nnuo; 

f) repMMHbi «npeflnpMnrMe floroBapMBaiOLflerocn Focyflapcrea» 
M «npeflnpMnrMe flpyroro floroBapMBaroiflerocn FocyqapcrBa» 
oaHanaior coorBercreeHHO npeflnpMnrMe, ynpaenneMoe 
pesMfleHroM floroBapnaaiOLflerocn FocyqapcrBa, m npeflnpMn- 
rMe, ynpaBnneMoe pesMfleHroM flpyroro AoroBapMBaioifle- 
rocn FocyqapcrBa; 

g) repMMH «MexflynapoflHbie nepeBosKM» osnanaer nioöyio 
nepeBOSKy mopckmm mam BosflyiuHbiM cyflHOM, sKcnnyarM- 
pyeMbiM npeflnpMnrMSM floroBapMBatoiflerocn FocyqapcrBa, 
KpoMe cnynaeB, Korqa MopcKoe mam BoaflyujHoe cyqHo 3kc- 
nnyarMpyercn MCKniOHMrenbHO Mexqy nyHKraMM, pacno- 
AOxeHHbiMM B flpyroM floroBapMBaKttfleMcn Focyflapcrse; 

h) repMMH «HauMOHanbHoe AMUo» osnanaer: 

aa) npMMeHMrenbHo k cpefleparMBHOM PecnyönMKe FepMa- 
HMn: 

nioöoro HeMua b noHMMaHMM OcHOBHoro aaKOHa Oeqe- 
parMBHOM PecnyönMKM FepMaHMn, a raKxe nioöoe lopn- 
flMHecKoe AMflo, naprHepcrBo m MHoe oöteflMHeHMe amu. 
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sonenvereinigungen, die nach dem in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Recht errichtet worden 
sind; 

bb) in Bezug auf die Kirgisische Republik 

alle natürlichen Personen, die die Staatsangehörigkeit 
der Kirgisischen Republik besitzen, sowie alie juris- 
tischen Personen, Personengesellschaften und 
anderen Vereinigungen, die ihre Rechtsstellung nach 
dem geltenden Recht der Kirgisischen Republik erlangt 
haben; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Bundesrepublik Deutschland das Bundes- 
ministerium der Finanzen oder die Behörde, an die es 
seine Befugnisse deiegiert hat;i 

bb) in der Kirgisischen Republik das Ministerium für Wirt- 
schaft und Finanzen oder sein bevollmächtigter Ver- 
treter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes er- 
fordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht 
dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das 
Abkommen gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem 
Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer 
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses 
Staates hat. 


Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die 
nach dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohn- 
sitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäfts- 
leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig 
ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebiets- 
körperschaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Per- 
son, die in diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in 
diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen 
steuerpflichtig ist. 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 


a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie 
über eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur in 
dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der 
Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 


ynpexfleHHbie b ceoTBercTBnn c fleMCTByiOLi4MM b cpe- 
flepaTMBHOM PecnyönnKe FepMaHnn saKOHOflatenbCT- 
bom; 

bb) npmvieHMTenbHO k KbiprbiscKoü PecnyönnKe: 

nioöoe cfiMsnnecKoe nrnjo, uMeiomee rpa>KflaHCTBo Kwp- 
rbiscKOM PecnyöjiMKM, a laKxe nioöoe lopnflnnecKoe 
nrnio, napTHepcTBo nnn nioöyK) flpyryio accounaunio, 
nonynMBujMe cbom ciaryc b cooTBercTBnn c saKOHoaa- 
TenbCTBOM KbiprbiscKOM PecnyönnKM; 

i) TepMMH «KOMnereHTHbiM opran» osHanaeT; 

aa) npmvieHMTenbHO k OeflepatMBHOM PecnyönMKe Fepivia- 
HMH cpeflepanbHoe MMHMciepcTBo cjjMHaHcoB MnM op- 
ran, KOTopoMy oho nepeAano cbom nonHOMOHMn; 

bb) npMMOHMTenbHO k KbiprbiscKOM PecnyönMKe Mmhm- 
CTepCTBO 3K0H0MMKM M CfiMHaHCOB MAM erO ynOAHOMO- 
HeHHbiM npeACTaBMTenb. 

2. EcnM M3 KOHTBKCTa He BblTeKaeT MHOe, TO npM npMMe- 
HeHMM florosapMBaioLUMMCfi FocypapcTBOM HacToniAero Corna- 
ineHMH nioöoM ne onpeAeneHHbiM b CornameHMM topmmh mmobt 
TO SHaneHMe, KOTopoe b nepnoA AeMCTBMn HacToniuero Co- 
rnaujeHMn eiviy npMAaeT saKOHOAaTenbCTBo 3Toro ibcyAapcTBa 
o Hanorax, Ha KOTopwe pacnpocTpaHneTcn AeMCTBMe nacTon- 
Luero CornameHMH, npMHeivi sHaneHMe cornacHo npHMenneMo- 
My B 3T0M FocyAapcTBe HanoroBOMy saKOHOAaTenbCTBy npeoö- 
naAaeT hsa KaKMM-nMöo sHaneHMeM, KOTopoe AaHHbiM topmmh 
MM eeT cornacHo ApyroMy saKOHOAaTenbCTBy AaHHoro FocyAap- 
CTBa. 

CTaibn 4 
PesMAeHT 

1. Ann ueneM nacTOHLuero CornaineHMH TepMMH «pesMAeHT 
floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcTea» osHanaeT nioöoe nMuo, ko- 
Topoe no saKOHOAaTenbCTBy 3Toro FocypapcTBa noAnexMT 
B HeM HanorooönoxeHMK) na ochobb CBoero MecToxMTenbCTBa, 
CBoero nocTOHHHoro MecTonpeöbiBaHMH, mbcta HaxoxAeHMn 
CBoero pyKOBOAHLuero oprana mam MHoro aHanorMHHoro kpmtb- 
pMH, BKAioHan TaKxe caMo 3 to FocyAapcTBo m ero aAMMHM- 
CTpaTMBHO-TeppMTOpManbHbie OÖpaSOBaHMH. VKaSaHHblM Tep- 
MMH He pacnpocTpaHneTCfl, oahako, na amuo, KOTopoe noAne- 
XMT HanorooönoxeHMK) b 3tom FocyAapcTBe toabko b oTHome- 

HMM AOXOAOB M3 MCTOHHMKOB B 3TOM lÖCyAapCTBB MAM B OTHO- 

uieHMM MMyiAöCTBa, pacnonoxeHHoro b 3tom FocyAapcTBe. 

2. B cnynae bcam cornacHo nonoxeHMHM nyHKTa 1 HacTon- 
LUeM CTaTbM Cj3M3MHeCKOe AMUO HBAAeTCH peSMAeHTOM OÖOMX 
floroBapMBaioAjMxcH FocyAapcTB, npMMeHmoTcn CABAyioiuMe 
nonoxeHMn; 

a) FImuo cHMTaeTcn pesMAeHTOM Toro FocypapcTBa, b kotopom 
OHO pacnonaraeT nocTOHHHbiM xmamlabm; bcam oho pacno- 
naraeT nocTOAHHUM xmamaibm b oöomx FocypapcTBax, to 
OHO cHMTaeTcn pesMAöHTOM TOAbKo Toro [bcypapcTBa, b ko- 
topom OHO MMeeT HaMöonee TecHbie AMHHbie m okohomm- 
HecKMe CBASM (ueHTp xMSHBHHbix MHTepecoB); 

b) B cnynae, ecAM hb moxbt öbiTb onpeAsneHo, b kbkom Focy- 
AapcTBe AMUO MMeeT UeHTp XMSHeHHblX MHTepeCOB, MAM 
ecAM AMUO He pacnonaraeT nocTOAHHbiM xmamaibm hm b oa- 
HOM M3 FOCyAapCTB, OHO CHMTaeTCH peSMAeHTOM TOAbKO TO- 
TO FocyAapcTBa, b kotopom oho oöbiHHo npoxMBaeT; 

c) eCAM AMUO OÖbIHHO npOXMBaOT B OÖOMX FOCyAapCTBaX MAM 
eCAM OHO OÖbIHHO HB npOXMBaBT HM B OAHOM M3 HMX, OHO 

CHMTaeTCH pesMAöHTOM TOAbKo TOTO FocypapcTBa, rpaxAa- 
HMHOM KOTOpOrO OHO HBAAeTCH; 

d) eCAM AMUO HBAAeTCH TpaXAaHMHOM OÖOMX FOCyAapCTB MAM 
HM oAHoro m 3 HMX, TO KOMoeTOHTHbie opraHbi flOTOBapMBa- 
lOLAMxcH ibcyAapcTB pemaioT 3 tot Bonpoc no BsaMMHOMy 
cornacMK). 
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(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäfts- 
leitung befindet. 


Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 
Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Stein- 
bruch oder eine andere Stätte der Ausbeutung natürlicher 
Ressourcen. 

(3) Der Begriff „Betriebsstätte“ umfasst ebenfalls eine Bau- 
ausführung oder Montage oder damit zusammenhängende 
Aufsichtstätigkeiten, wenn ihre Dauer zwölf Monate über- 
schreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine 
Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben 
a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, 
dass die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen 
Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 6 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Voll- 
macht dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen 
ungeachtet der Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in 
diesem Staat für alle von der Person für das Unternehmen aus- 
geübten Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese 
Tätigkeiten beschränken sich auf die im Absatz 4 genannten 


3. B ctiyuae ecnn b cooTBeTCTsnn c nonoxeunnMn nyHKxa 1 
HacTonmeM craxbn nntjo, MHoe, MeM ctinsnuecKoe nnuo, hb- 
nneTCFt pesnfleHTOM oöonx floroBapnBatomnxcn FocyflapcTB, 
TO OHO cHMTaercH pesHflOHTOM Toro floroBapwBaioLuerocH Fo- 
cypapcTBa, b kotopom pacnonoxeHo MecTo HaxoxfleHMH ero 
cfiaKTMuecKoro pyKOBOARtuero oprana. 

CTaTbn 5 

riocTOHHHoe yHpe>KfleHMe 

1. flnfi ueneii HacTonurero CornameHMH TepMMH «hoctohh- 
Hoe yHpexAöHHe» osHauaeT nocTOHHHoe MecTo npeAnpMHM- 
MarenbCKOM ASHTenbuocTH, uepes KOTopoe nonHocTbra m/im 
H aCTHHHO OCyiUeCTBTIHeTCFI AeHTenbHOCTb npeAnpMHTMfl. 

2. TepMMH «nocTOHHHoe yHpexAöHMe», b nacTHocTM, bkaio- 
Haer: 

a) MecTO ynpaaneHMH; 

b) cJtMnMan; 

c) ocjtMc; 

d) 0a6pMKy; 

e) MaciepcKyio m 

f) maxTy, necftTHHyio mam rasoByio CKsaxMHy, Kapbep mam 
AKDöoe Apyroe Mecro AoöbiHM npMpoAHbix pecypcoB. 

3. TepMMH «nocTOHHHoe ynpexAeHMe» raKxe BKAioHaeT 
CTpOMTeAbHyiO AAOmaAKy AMÖO MOHtaXHblM MAM CÖOpOHHbIM 
obteKT, a TaKxe CBAsannyio c hmmm HaASopnyio AenteAb- 
HOCTb, eCAM OHM CyiUeCTByKDT B TOHeHMe ÖOAee 12 MeCHpeB. 

4. HecMOTpA Ha npeAbiAyiAMe noAoxeHMA nacTOAtAeM 
CTaTbM, nOCTOAHHbIM yHpeXAÖHMeM He CHMTaiOTCA; 

a) oSteKTbi, McnoAbsyeMbie MCKAronMieAbHo b peAAx xpane- 
HMA, AeMOHCTpaUMM AMÖO AOCTaBKM MSABAMM MAM TOBapOB, 
npMHaAAexatuMX npeAnpMATMio; 

b) sanacbi msaöamm mam roBapoB, npMHaAAexaiAMx npeA- 
npMATMK), KOTOpbie COASpXaTCH MCKAIOHMTeAbHO B UeAAX 
xpaHOHMA, ASMOHCTpauMM AMÖO nocTasKM; 

c) sanacbi msasamm mam TOBapoB, npMHaAAexautMX npeA- 
npMATMK), KOTOpbie COASpXaTCH MCKAIOHMTeAbHO B UeAAX 
OÖpaÖOTKM MAM AepepäÖOTKM MX APyXMM ApeAPpMATMeM; 

d) nocTOAHHoe mocto npeAnpMHMMaTenbCKOM AeATenbHocTM, 
KOTOpOe COAepXMTCA MCKAIOHMTeAbHO B peAAX SaKyAKM AAA 
npeAnpMATMA MSABAMM mam TOBapOB AMÖO cöopa MHCjDOpMa- 
UMM aaa Hero; 

e) nOCTOAHHOe mocto npOAnpMHMMaTeAbCKOM AeATeAbHOCTM, 
KOTopoe coAepxMTCA MCKAIOHMTeAbHO B peAAx ocyiuecT- 
BAOHMA aaa npeAnpMATMA AIOÖblX MHblX BMAOB ASATOAb- 
HOCTM nOArOTOBMTOAbHOrO MAM BCAOMOraTeAbHOrO XapäK- 
Tepa; 

f) nOCTOAHHOe MOCTO npOAnpMHMMaTeAbCKOM AeATeAbHOCTM, 
KOTopoe coAepxMTCA MCKAIOHMTeAbHO B ueAAX ocyurecT- 
BAOHMA HeCKOAbKMX BMAOB AeATeAbHOCTM, nOpeHMCAOHHblX 
B noAnyHKTax a) - e) HacTOALpero nyHKxa, npM ycAOBMM, hto 
BblTOKaiOLUaA M3 STOtO COBOKyOHaA AeATeAbHOCTb AaHHoro 
nOCTOAHHOrO MeCTa MMOOT nOArOTOBMTOAbHblM MAM Bcno- 
MoraTeAbHbiM xapaKTep. 

5. Ecam amuo, sa MCKAioHeHMeM HesaBMCMMoro areHxa, 
yKasaHHoro b nyHKTe 6 HacTOAtpeM cTaxbM, ocyurecTBAAex pe- 
ATeAbHOCTb AAA npeAnpMATMA M MMOeT B floroBapMBaioPteMCA 
FocypapcTBe noAHOMOHMO Ha saKAioneHMe KOHTpaKTOB ot mms- 
HM STOrO npeAnpMATMA M OÖbIHHO OCyPjeCTBAAeT B HOM AaHHOe 
noAHOMOHMe, TO TaKoe npeAnpMATMe, hbcmotpa Ha noAoxoHMA 
nyHKTOB 1 M 2 HaCTOAPteM CTaTbM, paCCMaTpMBaeTCA KaK MMe- 
lotpee nocTOAHHoe ynpexpeHMo b stom TocypapcTBe b otho- 

UieHMM AIOÖOM AeATeAbHOCTM, OCyPtOCTBAAeMOM 3TMM AMpOM B 
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Tätigkeiten, die, würden sie durch eine feste Geschäfts- 
einrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach dem genannten 
Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 


(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder 
einen anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
handeln. 

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von 
einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertrags- 
staat ansässig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte 
oder auf andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der 
beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 
aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats 
zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in 
jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das 
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts 
über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Ver- 
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen natürlichen 
Ressourcen; Seeschiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als 
unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selb- 
ständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das 
Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstätte 
zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem 
Vertragsstaat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, 
die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähn- 
liche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als 
selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit 
dem Unternehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig 
unabhängig gewesen wäre. 


MHTepecax npeflnpnnTnn, ecnn TonbKo ata AenteribHocTb ue 
orpaHMUMBaeTCH BMflaMM, yKasaHHbiMM b nyHKTe 4 HacTOfiiueü 
CTaTbM, KOTopbie B cäyHae mx ocyiuecTBneHMH uepes nocTOBH- 
Hoe MecTo npeflnpMHMMaTe/ibCKoü fleBTeribHocTM b cooTBer- 
CTBMM c yKasaHHbiM nyHKTOM He npeBpautaioT AaHHoe MecTo 
B nocTOHHHoe ynpexAeHMe. 

6. ripeAnpMHTMe He öyAer paccMarpHBaTbCH kbk MMeroiAee 
nocTOHHHoe ynpexABHHe b floroBapwBaiOLAeMCH rocyAapcTse 

AMLAb TOAbKO OOTOMy, HTO OHO OCyAjeCTBAHeT B HOM CBOK) AB- 

HTeubHocTb Hepes öpoKepa, KOMMccHonepa amöo Apyroro ne- 
saBMCMMoro areHTa npn ycnoBMM, hto raKMe AMua AeMCisyioT 
B paMKaX CBOeÜ OÖbNHOW AeHTeUbHOCTM. 

7. Tot CfiaKT, hto KOMnaHMB, BBJlHIOAiaHCH peSMAeHTOM flo- 
roBapMBaiOAierocH FocyAapcTBa, KOHTponnpyeT KOMnannio mjim 
KOHT pOAMpyeTCB KOMnaHHeÜ, KOTOpan BBTIHeTCH peSMAeHTOM 
Apyroro floroBapMBaiOAierocH FocyAapcTBa mau ocyurecTBAneT 
B HOM CBOK) ASATeAbHocTb (ah6o Hopes AocTOAHHoe yupex- 
Aenne, am6o MHbiM oöpasoM), caM no ceöe ne npeBpaiAaeT 
OAHy M3 3TMX KOMAaHMM B AocTOAHHoe yHpexAeHMo ApyroM. 

CTaibfi 6 

floxoflbi OT HeflBMXMMOrO MMyiuecTBa 

1. floxoAbi, noAynaeMbie peaMAeuTOM floroBapHBaioujerocH 
FocyAapcTBa ot HeABMXMMoro MMyurecTBa (BKAioHan AoxoAbi 
OT npeAnpMATHvi ceAbCKoro n AecHoro xoaHMCTsa), pacnoAO- 
xeHHoro B ApyroM floroBapHBaioiAeMCA FocyAapcTBe, MoryT 
oöAaraTbCA naAoroM b 3tom ApyroM FocyAapcTBe. 

2. TepMMH «HeABMXMMoe MMymecTBO» MMeeT to 3HaHeHne, 
KOTopoe OH MMeeT no oaKOHOAaTSAbCTBy Toro floroBapMBaio- 
merocA FocyAapcTBa, b kotopom pacnoAoxeHo AaHHoe MMy- 
LABCTBO. GtOT TepMMH B AK)60M CAyHae BKAIOHaeT MMyiUeCTBO, 
BcnoMoraTeAbHoe no OTHomeHMfo k HOABMXMMOMy MMyiaecTBy, 
CKOT M oöopyAOBaHMe, McnoAbayeMbie b ceAbCKOM m aochom 
xo3AMCTBe, npaBa, k kotopbim npMMenAioTCH noAoxeHMH 3aK0- 
HOAaTeAbCTBa o 3eMeAbH0M coöcTBeHHocTM, npaBa noAbaoBa- 
HMA HeABMXMMbIM MMyiABCTBOM M ApaBa Ha nepeMOHHbie MAM 
CjDMKCMpOBaHHbie AAaTeXM B KBHeCTBe KOMABHCaUMM 33 pa3- 
paöoTKy MAM npaBo Ha paapaöoTKy MMHepanbHbix pecypcoB, 
MCTOHHMKOB M APyTMX ApMpOAHblX peCypCOB; MOpCKMB M B03- 
AyiAHbie cyAa ne cHMTaioTcn HeABMXMMbiM MMymecTBOM. 

3. riOAOXeHMH nyHKTa 1 HaCTOAAieM CTaTbM npMMeHAIOTCA 
K AOXOAaM OT npAMoro McnoAbaosaHMA neABMXMMoro MMy- 
LuecTBa, CAaHM ero BHaeM mam b apeHAy, a TaKxe ot McnoAb- 
aoBaHMA HeABMXMMoro MMyiAecTBa b ak)6om ApyroM cjDopMe. 

4. riOAOXeHMH nyHKTOB 1 M 3 HaCTOHAieM CTaTbM npMMeHA- 
KDTCA TaKXe K AOXOABM OT HBABMXMMOrO MMyujecTBa npeA" 
npMATMA M K AOXOABM OT HBABMXMMOrO MMyAjeCTBa, npBAHa- 
3HaHeHHoro aah ueneM oKaaaHMA HeaaBMCMMbix AMHHbix ycnyr. 

CTaibfl 7 

npMÖblAb OT npeflnpMHMMaTeAbCKOM AenTBAbHOCTM 

1. ripMöbiAb npeAnpMATMA floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcTBa 
oönaraeTCA HanoroM toabko b 3tom FocyAapcTBe, ecAM toabko 
npeAnpMATMe He ocyiuecTBAAeT cboio ASATeAbHocTb b ApyroM 
floroBapMBaioAreMCA FocyAapcTBe nepea pacnonoxeHHoe b hbm 
nocTOHHHoe ynpexAeHMe. Ecam npeAnpMATMe ocyurecTBAAeT 
CBOK) ABATeAbHOCTb ynOMAHyTbIM 06pa30M, TO erO npMÖblAb 
MoxeT oönaraTbCA HanoroM b ApyroM FocypapcTBe, ho toabko 
B TOM HaCTM, KOTOpaA MOXOT ÖblTb OTHeCBHa K 3TOMy AOCTOAH- 
HOMy ynpexAeHMK). 

2. B cAynae ecAM npeAnpMATMe AoroBapMBaKiAjerocA Focy- 
AapcTBa ocyurecTBAAeT cbok) AeATenbHocTb b ApyroM floroBa- 
pMBaiomeMCA FocypapcTse nepea pacnonoxeHHoe b hbm no- 
CTOAHHoe ynpexAeHMe, to c yneTOM nonoxeHMM nynKTa 3 na- 
CTOAAjeM CTaTbM B KaxAOM floroBapMBatouTeMCA FocyAapcTBe 
K 3T0My nocTOAHHOMy ynpexAeHMK) othocatca cyMMbi npMöbi- 
AM, KOTopbie OHO MorAo 6bi nonyHMTb, ecAM 6bi oho ocyiuecT- 
BAAAo TaKyio xe MAM aHanorMHHyio AenTenbHocTb npM tbkmx 
xe MAM aHanorMHHbix ycnosMAx, öyAynM caMocTOATenbHbiM 
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(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte 
werden die für diese Betriebsstätte entstandenen Auf- 
wendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und all- 
gemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart 
sein, dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels 
übereinstimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn 
zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses 
Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im interna- 
tionalen Verkehr können nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer interna- 
tionalen Betriebsstelle. 


Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unter- 
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän- 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf- 
erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren 
würden, dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne 
diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen 
aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens 
zugerechnet und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines 
Unternehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und ent- 
sprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des 
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, 
und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um 
solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt 


npeflnpMHTMeM n fleMCTByn no/iHOCTbK) HesaencMMO b otho- 
LueHMfix c npeflnpMHTMeM, nocTOHHHWM yHpexfleHMeM koto- 
poro OHO HBflHercH. 

3. ripM MCHMcneHMM npMöbixiM nocTOHHHoro ynpexfleHMH 
flonycKaercH Bbiner pacxoflOB, noHeceHHbix ahh Hyxfl laKoro 
nocTOHHHoroynpexfleHMH, BKrironaH ynpaBneHnecKMe m oöifle- 
aflMMHMCTpaiMBHbie paCXOflbI, HeSaBMCMMO OT TOrO, BOSHMKJIM 
HM OHM B fOCyflapCTBe, B KOTOpOM paCHOJlOXeHO nOCTOHHHOe 
ynpexfleHMe, m/im rfle-xiMöo b flpyroM Mecie. 

4. Ectim b floroBapMBaraifleMCH focyflapcTBe onpefleneHMe 
npMöbiriM, OTHOCHLflePicH K nocTOHHHOMy yHpexfleHMKj, Ha 
ocHOBe nponopuMOHaribHoro pacnpefleneHMH cyMMw npMöbinM 
npeflnpMHTMH no ero pasTiMHHbiM noflpasfleneHMHM HanneTCH 
OÖbIHHOM npaKTMKOM, HMHTO B nyHKTB 2 HaCTOHLfleM CTaTbM He 
sanpeiflaeT florosapMBaiOLfleMycH focyflapcTBy onpeflennTb 
HanorooönaraeMyK) npMöbinb nocpeflciBOM xaKoro pacnpefle- 
neHMH, KSK 3TO oöbiHHo npMHHTo; BblöpaHHbiM MeTOfl pacnpe- 
fleneHMH flonxeH flaearb pesynbiaibi, cooTBeTCTByKtiflMe npMH- 
UMnaM, coflepxaiflMMCH b HacTOHLflePi ciaibe. 

5. HMKaKaH npMöbinb He othocmtch k nocTOHHHOMy ynpex- 
fleHMK) Ha OCHOBaHMM HMLUb SaKyOKM 3TMM HOCTOHHHblM yHpeX- 
fleHMeM TOBapOB MHM M3flenMM flHH npeflnpMHTMH. 

6. Ann ueneM npeflbiflyiiiMX nyHKTOB HacTOHineM CTaTbM npM- 
öbinb, OTHOCHLflancH K nocTOHHHOMy ynpexfleHMio, onpeflenn- 
eTCH exeroflHo oahmm m tom xe motoaom, ecnM TonbKo ne 
MMeeTCH BeCKOM M flOCTaTOHHOM OpMHMHbl flHH etO MSMOHeHMH. 

7. B cnynae, Korfla npMöunb BKnionaeT bmabi aoxoaob, o 
KOTOpblX rOBOpMTCH OTflenbHO B flpytMX CTaTbHX HaCTOHLflerO 
ComaiueHMH, nonoxeHMH 3tmx cTaTeü He saTpatMBaioTCH no- 
nOXeHMHMM HaCTOHtfleM CTaTbM. 

CTaTbn 8 

MopCKOM M BOSflyUlHblM TpaHCHOpT 

1. ripMöbinb npeflnpMHTMH floroBapMBaioLflerocH Focyflap- 
CTBa OT oKcnnyaTauMM MopcKMx mhm BosflyiuHbix cyaoB b mbx- 
flynapoflHbix nepeBOSKax moxbt oönaraTbcn HanoroM TonbKO 
B 3T0M focyflapcTBe. 

2. rionoxeHMH nyHKTa 1 HacTOHLflePi ctbtbm npMMeHHioTCH 
TaKxe K npMöbiHM OT ynacTMH b nyne, cobmocthom npeflnpMH- 
TMM MflM B MexflyHapoflHOM opraHMSBUMM no 3KcnnyaTauMM 
TpaHcnopTHbix CpeflCTB. 

CTaTbn 9 

AccouMMpoBaHHbie npeflnpMBTMH 

1. B cnyHae, Korfla: 

a) npeflnpMHTMe floroaapMBaiotflerocH focyflapcTBa npHMo mam 
KOCBBHHO ynacTByeT b ynpaaneHMM, KOHTpone mam kbam- 
Tane npeflnpMHTMH flpyroro floroBapMBaiOLflerocH focyflap- 
CTBa, MAM 

b) oflHM M Te xe AMua npHMO mam KoceeHHO ynacTBytoT b ynpa- 
BABHMM, KOHTpone MAM KBAMTaAe npeflnpMHTMH flotoBa- 
pMBaioLflerocH focyflapcTBa m npeflnpMHTMH flpyroro Aoro- 
BapMBaioLflerocH focyflapcTBa, 

M B 3TMX CAynanx Mexfly flByMH npeflnpMHTMHMM b mx kom- 
MepneCKMX M CjtMHaHCOBblX BSaMMOOTHOmeHMHX COSflaiOTCH 
MAM yCTaHaBAMBaiOTCH yCAOBMH, OTAMHHbie OT TBX, KOTOpbie 
MMOAM 6bl MeCTO MBXfly HeSaBMCMMbIMM npeflnpMHTMHMM, TO 
Torfla Aioöaa npMöbinb, KOTopan Morna öbi öbiTb HaHMcneHa 
OflHOMy M3 HMX, HO M3-3a HaAMHMH 3TMX yCAOBMM HO ÖblAa OMy 
HaHMcnena, moxot öbiTb BKAtoneHa b npMöbiAb 3Toro npefl- 
npMHTMH M cooTBeTCTBeHHo oöAoxeHa HanoroM. 

2. B cAynae, Korfla AoroBapMsaioLfleecH focyflapcTBo bkaio- 
HaeT B npMöbiAb npeflnpMHTMH 3Toro focyflapcTBa - m coot- 
BeTCTBOHHo oöAaraeT HanoroM - npMöbinb, b oTHomeHMM ko- 
TopoM npeflnpMHTMe flpyroro AoroBapMBatoiflerocH focyflap- 
cTBa öbiAO noflBeprHyTo HanorooönoxeHMio b 3tom flpyroM 
focyflapcTBe, m npMöunb, BKAioHeHHaH tbkmm oöpaaoM, hbah- 
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hätte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen verein- 
barten Bedingungen die gleichen gewesen wären, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
so nimmt der andere Staat eine entsprechende Änderung der 
dort von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser 
Änderung sind die übrigen Bestimmungen dieses Abkommens 
zu berücksichtigen; erforderlichenfalls werden die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten einander konsultieren. 


Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Per- 
son zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahiende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; 
die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Dividenden im anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht über- 
steigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Per- 
sonengesellschaft) ist, die unmittelbar über mindestens 
25 vom Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden 
Gesellschaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteiien oder anderen Rechten - aus- 
genommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie sons- 
tige Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die aus- 
schüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind, sowie Ausschüttungen auf 
Anteilscheine an einem Investmentvermögen. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsächlich 
zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 


(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so 
darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft ge- 
zahlten Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese 
Dividenden an eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt 
werden oder dass die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat 
gelegenen Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört, noch 
Gewinne der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 


ercH npnöbinbKD, KOTopan öbma 6bi HauucneHa npeflnpunTnio 
nepsoro ynoMfiHyToro FocyaapcTBa, ecnn 6bi OTHomeHnn Mex- 
fly flByMH npeflnpMHTMHMM öbinn 6bi tbkumm xe, kbk Mexfly 
HesaBMCMMbiMM npeflnpMHTMnMM, TO Torfla sto flpyroe Focy- 
flapcTBo npoBeflei cooTBeiciByiomyK) KoppeKTupoBKy k cyM- 
Me HaHMcneuHoro b hbm uanora ua siy npnöbinb. Flpn onpe- 
fleneHMM raxoM KoppexTupoBKn öyflyr aonxHbiM oöpasoM yure- 
Hbi flpyrne nonoxeunn Hacrontnero ComaujeHun; npn Heoöxo- 
flMMocTM KOMnereHTHbie opraHbi floroBapuBaiotnnxcn FocyflapcTB 
Moryi KOHcyTibTupoBaTbcn Apyr c ApyroM. 

CiaTbn 10 
flMBMfleHflbl 

1. flMBMAeHAbi, BbinnauMBaeMbie KOMnaHneü, HBAflKtiAeMcn 
pesMAeuTOM floroBapuBaroiAerocH FocyAapcTBa, pesMAeuTy 
Apyroro floroBapuBarotAerocH FocyAapcTBa, Moryr oöAaraTbcn 
HanoroM b stom ApyroM FocyAapcTBe. 

2. VKasaHHbie AUBMAeHAbi Moryr, oahsko, raxxe oöAaratb- 
cn HBAoroM B TOM floroBapuBaKtLAeMCR focyAapcTBe, b koto- 
poM KOMnauMH, BbinnaHMBaiOLAaH AUBMAeuAbi, HB/ineTcn pesn- 
AöHTOM, B cooTBeTCTBMM c oro saKOHOAaTe/ibCTBOM; ecnn, oa- 
HaKo, ctDaKTMuecKMM BTiaAenbueM AUBwAeHAOB HBnneTCH pe- 
SMAöHT Apyroro floroBapMBaiOLuerocn focyAapcTBa, to uaAor ue 
AOAxeH npeBbimaTb: 

a) 5 npoueuTOB ot BaAOBOM cyMMbi AnsnAeHAOB, ecAn cjDaK- 
TMHeCKMM BnaABAbUeM ABAHeTCn KOMnaUMH (Sa MCKAIOHe- 
HueM napTHepcTBa), KOTopan uenocpeACTBeHHo pacnoAa- 
raeT ne MeHee hbm 25 npoueHTaMn xannTana BbinAa- 
UMBaKjLueti AUBMAeHAbi xoMnauMM; 

b) 15 npOUeHTOB ot BaAOBOM CyMMbl AUBMAeHAOB BO Bcex 
MHbix cnyHanx. 

rioAoxeHun HacToniuero nyHXTa ne saTparnBaxtT HanorooöAo- 
xeunn xoMnaunn b OTHOiueHnn cyMM npnöbmn, ms xoTopbix 
BbinnaUMBaKJTCH AMBUAeHAbl. 

3. TepMMH «AMBMAeHAbl» npM MCnOAbSOBBHMM B HaCTOFHUeM 
CTBTbe osHauaeT aoxoa ot axguM, axuMM «xyMccaHc>>MnM npae 
«xyMccaHc», axuMM ropHOAOöbiBaxjiAeM npoMNiuAeHHocTM, ax- 
UMM yupeAMTBAeM MAM ApytMx npaB, AaioLAMx npaBo ua yuacTMe 
B npMÖblAM, sa MCXAKJHBHMeM AOArOBblX TpeÖOBaHMM, a Taxxe 
ApyrMe AoxoAbi, xoTopbie b cootbbtctbmm c saxoHOAaTeAb- 
CTBOM Toro rocyaapcTBa, pesMAeuTOM xoToporo ABAneTcn xom- 
nauMA, pacnpeAeAHiouiaA aoxoa, noAAexaT TaxoMy xe uaAo- 
rooöAOxeuMKj, xax aoxoa ot axuMM, a Taxxe cyMMbi, pacnpe- 
AeAHBMbie no cepTMcfiMxaTaM naeeoro MHBecTMuuoHHoro cftoHAa. 

4. riOAOXeHMA nyUXTOB 1 M 2 HaCTOALUBM CTSTbM HB npM- 
MeHAKJTCA, eCAM CpaXTMUBCXMM BAaAeAeU, ÖyAyHM peSMAÖHTOM 
floroBapMBaK)LAerocH FocypapcTBa, ocyiAecTBAneT npeAnpMHM- 
MaTBAbCXyXJ AeATBAbHOCTb B APyrOM flOrOBapMBBXILAeMCFI Fo- 
cypapcTBe, pesMAeuTOM xoToporo HBAneTcn xoMnaHMn, bw- 
nAaHMBaxjLAan AMBMAöHAbi, uepes HaxoAAtAeecn TaM aoctoah- 
Hoe yHpexAöHMe, mam oxasbisaeT b stom ApyroM FocyAapcTBe 
HesaBMCMMbie AMHHbie ycAyrM c HaxoAntAeMcn tsm aoctoahhom 
Öasbl, M XOAAMHT, B OTHOLUeHMM XOTOpOrO BbinAaHMBaKDTCA AM- 
BMAeHAbl, peaAbHo CBAsaH c TaxMM nocTOAHHbiM ynpexAe- 
HMeM MAM TaXOM AOCTOAHHOM ÖaSOM. B TaXOM CAyHaO npMMeHA- 
K3TCA noAoxeHMA cTaTbM 7 MAM cTaTbM 14 HacTOALAero CotAa- 

meHMA, B SaBMCMMOCTM OT OÖCTOATeAbCTB. 

5. B cAynae ecAM xoMnaHMA, ABAAxjiAaACA pesMAeHTOM 
floroBapMBaiomerocA FocyAapcToa, noAynaeT npMöbiAb mam 
AOxoAbi MS Apyroro AoroBapMBaxjmerocA FocyAapcTBa, to sto 
Apyroe FocyAapcTBo ne moxbt hm oöAaraTb HanoroM AM- 
BMAeHAbl, BbinASHMBaeMbie STOM xoMnaHMeM, sa McxAioHe- 
HMBM cAynaeB, xorAa tbxmb AMBMAeHAbl BunAaHMBaioTCA 
pesMAeHTy sToro Apyroro FocyAapcTBa mam xonaa xoAAMHr, b ot- 
HOmeHMM XOTOpOrO BbinAaUMBaiOTCA AMBMAeHAbl, peaAbHo 
CBAsaH c pacnoAoxBHHbiMM B STOM ApyroM FocyAapcTBe no- 
CTOAHHblM yUpeXAeHMeM MAM AOCTOAHHOM ÖaSOM, HM nOA" 
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oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder teilweise 
aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften 
bestehen. 


Artikel 1 1 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates be- 
steuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungs- 
berechtigte der Zinsen im anderen Vertragsstaat ansässig ist, 
5 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 


(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt folgendes: 

a) Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen 
und an die Regierung der Kirgisischen Republik oder die 
kirgisische Nationalbank gezahlt werden, sind von der 
deutschen Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus der Kirgisischen Republik stammen und für 
ein durch Gewährleistungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land für Ausfuhren oder Direktinvestitionen im Ausland 
gedecktes Darlehen oder an die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland, die Deutsche Bundesbank, die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau oder die Deutsche 
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft gezahlt werden, 
sind von der kirgisischen Steuer befreit. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert 
sind, und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und 
aus Obligationen einschließlich der damit verbundenen Auf- 
gelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für ver- 
spätete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses 
Artikels. 


(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte 
oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die Zinsen 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 


(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eine seiner 
Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat ansässige 
Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder nicht, in 
einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt 
werden, für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen 
Einrichtung eingegangen worden und trägt die Betriebsstätte 
oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als 
aus dem Staat stammend, in dem die Bethebsstätte oder die 
feste Einrichtung liegt. 


BepraTb cyMMbi npnöbinn raKoil KOMnauMn uatioroM ua uepac- 
npefleneHuyio npnöbinb, flaxe ecxin BbinnaHeuHbie flUBufleu- 
flbi lAm HepacnpefleneHHaq npnöbinb noBHOCTbio nnn nacTUHHO 
COCTOHT M3 CyMM npHÖbltlM MHH flOXOflOB, nOHyHeHHblX B STOM 

flpyroM FocyaapcTBe. 

CTaxbn 11 
ripoueHTbi 

1. flpoueHTbi, BOSHMKUJue B floroBapuBBiomeMCFi FocyAap- 
CTBe M BbinnauMBaeMbie pesufleuTy apyroro floroBapuBaioiue- 
rocn FocyaapcTBa, Moryr obnaraTbcn uarioroM b stom flpyroM 
FocyflapcTBe. 

2. VKasauHbie npoueHTbi Moryr, oahsko, laKxe oönaraTbcn 
HanoroM b tom floroBapuBaioLAeMcn FocyAapcTBe, b kotopom 

OHM BOSHMKAM, B COOTBeTCTBMM C etO SaKOHOAateAbCTBOM; eCAM, 
OAHaKo, cpaKTMHecKMM BnaAeubueM npoueHTOB HBAneTCH pe- 
SMAöHT Apyroro floroBapMBaiOLLierocFi löcyAapcTBa, to Hatior 
He AOAxeH npeBbimaTb 5 npoueHtoB ot BanoBOM cyMMbi npo- 
UeHTOB. 

3. HecMorpH Ha noAoxeHMH nyHKia 2 HacTOHLueM ciaibM 
AÖMCTByiOT CABAyiOUtMe noAoxeHMH: 

a) cyMMbi npoueHTOB, KOTopue boshmkam b cheAspaTMBHOM 
PecnyöAMKe FepMaHMA m BbinAaHMBatoTcn FIpaBMreAbCTBy 
KbiprbiscKOM PecnyöAMKM mam HauMonaAbHOMy BaHKy Kbip- 
tblSCKOM PecnyöAMKM, OCBOÖOXAaiOTCH OT repMaHCKMX Ha- 
AoroB; 

b) cyMMbi npoueHTOB, Koropue boshmkam b KbipruscKOM 
PecnyöAMKe m BbinAaHMBaioTCA no KpeAMiaM (saMMaM), 
rapaHTMpoBaHHbiM cbeAepaTMBHOM PecnyöAMKOM lepMaHMA 
B CBA3M C SKCnOpTOM MAM ApAMblMM MHOCTpaHHbIMM MH- 
BeCTMUMAMM, MAM BblAAaHMBaiOTCA FIpaBMTeAbCTBy CUeAS- 
paTMBHOM PecnyöAMKM FepMaHMA, HeMeuKOMy cjjeAepaAb- 
HOMy öaHKy, KpeAMTaHmraAbTy cjjiop BMAepaycpöay, lep- 
MaHCKOMy OÖLAeCTBy no MHBeCTMUMAM M paaBMTMK), OCBO- 
ÖOXAaiOTCA OT Kbiprbl3CKMX HaAOfOB. 

4. TepMMH «npoueHTbi» npM McnoAbaoBaHMM b nacTonmeM 
CTaTbe OBHanaeT aoxoa ot AonroBbix TpeöoaaHMM Aioöoro bm- 
Aa, BHe saBMCMMocTM OT MnoTeHHoro oöecneneHMA m ot bab- 
AeHMA npaBOM na ynacTMe b npMöbiAM aoaxhmkb, m, b hbct- 
HOCTM, aoxoa ot npaBMTeAbCTBeHHblX UeHHblX ÖyMar M OÖAMta- 
UMM MAM AOAtOBblX OÖA3aTeAbCTB, BKAIOHBA npBMMM M Bbl- 
MrpblUJM no 3TMM UOHHblM ÖyMBtaM, OÖAMtaUMAM MAM AOAfOBblM 
0ÖA3aTeAbCTBaM. LLlTpacfibi 3a HecBoeapeMeHHyio BbinaaTy He 
paccMaTpMBatoTCA B KanecTBe npoueHTOB aaa ueAeü na- 
CTOALUeM CTaTbM. 

5. riOAOXeHMA nyHKTOB 1 - 3 HaCTOALUeM CTaTbM He npMMe- 
HAtOTCA, eCAM CjDaKTMHeCKMM BABAeABU, ÖyAyHM peBMAeHTOM 
floroBapMBaioLAerocA FocyAapcTBa, ocyiuecTBAAex npeAnpMHM- 
MBTeAbCKyiO AeATeAbHOCTb B APytOM flOrOBapMBBIOLAeMCA Focy- 
AapCTBe, B KOTOpOM B03HMKaiOT ApOUeHTbl, Hepe3 HaXOAALUe- 
ecA TBM nocTOAHHoe ynpexAeHMe mam oKaabiBaex b stom Apy- 
roM FocyaapcTBe HeaaBMCMMwe AMHHbie ycAyru c HaxoAAiueMCA 
TBM nOCTOAHHOM ÖBObl, M AOAtOBOe TpeÖOBBHMe, HB OCHOBBHMM 
KOTOpOrO BbinABAMBaiOTCA OpOUeHTbl, peBAbHO OTHOCMTCA K TB- 
KOMy nOCTOAHHOMy yHpeXAÖHMIO MAM K TBKOM AOCTOAHHOM 
öaae. B tbkom cAynae npMMeHAioTCA noAoxeHMA cxaTbM 7 mam 
CTBTbM 14, B aaBMCMMOCTM OT OÖCTOATeAbCTB. 

6. FlpoueHTbi CHMTaiOTCA B03HMKLUMMM B flOrOBapMBBIO- 
uteMCA FocyAapcTBe Torua, Konaa mx nABTeAbiuMKOM abaabtca 
CaMO 3T0 FOCyAapCTBO mam OAHO M3 ero aAMMHMCTpaTMBHO- 
TeppMTOpMBAbHblX OÖpaaOBBHMM, AMÖO peBMAÖHT STOtO FOCy- 
AapcTBa. Ecam, oahbko, nAaTeAbujMK npoueHTOB, HeaaBMCMMo 
OT Toro, ABAAeTCA AM OH peBMASHTOM floroBapMBBiouterocA 
FocyAapcTBB mam hot, MMeex b floroBapMBaiOLueMCA FocyAap- 
CTBe nocTOAHHoe yHpexAöHMe mam nocTOAHHyio öaay, m bcam 
BBAOAXeHHOCTb, 00 KOTOpOM BbinAaHMBatOTCA OpOUeHTbl, B03- 
HMKAa AAA HyXA AOCTOAHHOfO yHpeXAÖHMA MAM AOCTOAHHOM 
öaabi, M ecAM pacxoAti no BbinAaTe npoueHTOB Hecyx aoctoah- 
Hoe yHpexAöHMe mam nocTOAHHBA öaaa, to npoueHTbi chmtb- 
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(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, 
gemessen an der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nut- 
zungsberechtigte der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, 10 vom Flundert des Bruttobetrags der Lizenz- 
gebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenz- 
gebühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benut- 
zung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an 
literarischen, künstlerischen oder wissenschaftiichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 
Formeln oder Verfahren oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt 
werden. Der Ausdruck „Lizenzgebühren“ beinhaltet auch Ver- 
gütungen jeder Art für die Benutzung oder das Recht auf Benut- 
zung von Namen, Bildern oder sonstigen vergleichbaren Per- 
sönlichkeitsrechten sowie Entgelte für die Aufzeichnung der 
Veranstaltungen von Künstlern und Sportlern durch Rundfunk- 
oder Fernsehanstalten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im 
anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, 
eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebs- 
stätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, 
für die die Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu 
dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehören. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 
anzuwenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines 
seiner Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine 
in diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner 
der Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Ver- 
tragsstaat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine 
Betriebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Ver- 
pflichtung zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der 
Betriebsstätte oder der festen Einrichtung eingegangen worden 
und trägt die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die 
Lizenzgebühren, so gelten die Lizenzgebühren als aus dem 
Staat stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste 
Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 


KJTCFI B03HMKL1JMMM B TOM fbCyflapCTBO, B KOTOpOM paCBOBO- 
>KeHbi nocTOBHHoe yupexfleHne unn nocTOBHHan öasa. 

7. Ecnn BcneflCTBue ocoöbix OTHomeHUM Mexfly nnarenb- 
UtMKOM H CjtaKTMHeCKMM BTiaflenbUeM MBM Mexfly KaXflbIM M3 
HMX H KaKMM-nHÖO TpeTbMM JtMUOM CyMMa npOUeHTOB no flon- 
roBOMy TpeöoBaHMio, Ha ocHOBaHMM KOToporo OHa BbinnaHi/i- 
BaeicB, npeBbimaeT cyMMy, KOTopan öbina 6bi cornacosaHa 
Mexfly nnarenbutHKOM m ^aKTMuecKHM anaflenbueM npH ot- 
CyTCTBMM TaKMX OTHOUjeHMM, TO nO/lOXeHHFl HaCTOBLlteH CTaTbH 
npHMOHFiKiTCFi TotibKO K nocBeflHeti ynoMHHyTOM cyMMe. B Ta- 
KOM c/iyuae MBöbiTOHHaa cyMMa moxbt oönaraTbcn nanoroM b 
COOTBBTCTBMM C BaKOHOflaTetlbCTBOM KBXflOrO H3 flOtOBapM- 
BaraiUHXCH FocyaapcTB h c yneTOM hhbix nonoxeuMM HacTon- 
uiero CornameHMH. 

Ciaibn 12 
PonniM 

1. PoHjiTM, B03HMKujMe B floroBapMBaKttneMCB FocyflapcTBe 
M BbinnauMBaeMbie pe3HfleHTy apyroro floroBapMsaiOLuerocH 
FocyflapcTBa, MoryT oönaraTbcn HanoroM b stom apyroM Focy- 
flapcTse. 

2. VKaaaHHbie pobbth Moryx oflHaKo, TaKxe oönaraTbCB 
HanoroM b tom AoroBapMBaiomeMCFi FocyflapcTBe, b kotopom 

OHM BOBHMKflM, B COOTBBTCTBMM C erO 3aK0H0flaTeJ1bCTB0M; BCBM, 
OflHBKO, C|3aKTMHeCKMM BflafleTlbUeM pOBflTM HBflHeTCB pe3M- 
fleHT flpyroro FocyqapcTBa, to Hanor He flonxeH npeBbimaTb 10 
npOUeHTOB OT BatlOBOM CyMMbl POHBTM. 

3. ynoTpeönneMbiM b HacTOHuteM CTaTbe topmmh «ponnTM» 
OBHanaeT B03HarpaxfleHMH nioöoro BMfla, KOTopbie BbinnanM- 
BaioTCB 3a Mcno/ibBOBaHMe bmöo npeflocTaaneHMe npaaa mc- 
nojtbaoBaHMB aBTopcKMx npaB na npoMBBefleHMH nMTepaTypbi, 
MCKyCCTBa MBM HayKM, BKfllOHaH KMHeMaTOrpaCjDMHeCKMe CpMItb- 
Mbl, naTOHTbl, TOptOBblB 3HaKM, 06pa3L(bl MBM MOfleTIM, CXBMbl, 
ceKpeTHbie c|3opMynbi mbm TexHonorMM, mbm aa nepeflany mh- 
cjtopMauMM, KacatoifleMCH npoMbimneHHoro, KOMMepnecKoro mbm 
H ayHHoro onbiTa. TepMMH «ponriTM» TaKxe BKnioHaeT B03Ha- 
rpaxflBHMfl nioöoro BMfla 3a McnonbaoaaHMe bmöo npeflocTa- 
BneHMe npasa McnonbaoBaHMn mmoh, nopTpeTOB bmöo mhux 
aHanorMHHbix nMHHbix npaa, a TaKxe BbinnaTw 3a aanMCb npefl- 
CTaaneHMM apTMCTOB m cnopTCMeHOB, npoM3BefleHHyio paflMo- 
MBM TeneKOMnaHMHMM. 

4. FlonoxeHMH nyHKTOB 1 m 2 HacTonifleM CTaTbM He npM- 
MeHfltoTCfl, ecBM cpaKTMHecKMM Bnafleneu, öyflynM peaMfleHTOM 
floroBapMBaioLflerocH FocyflapcTBa, ocyiflecTBnneT npeflnpMHM- 
MaTenbCKyio flenTenbHocTb b flpyroM floroBapMBaioLfleMCH Fo- 
cyflapcTBe, B KOTOpOM B03HMKaiOT pOHnTM, Hepe3 HaXOflH- 
LfleecB TaM nocTosHHoe ynpexAeHMe, mbm oKaauBaeT b otom 
flpyroM FocyflapcTBe neaaBMCMMbie nMHHbie ycnyrM c Haxo- 
flHLLieMCB TaM nOCTOBHHOM 6a3bl, M Opasa MBM MMyifleCTBO, B OT- 
HOmeHMM KOTOpblX BbinnaHMBaiOTCH POHBTM, peanbHO CBH3aHbl 
C TBKMM nOCTOHHHblM yHpeXfleHMBM MflM TBKOM nOCTOHHHOM 
öaaoM. B TBKOM cnynae npMMeHHioTCH nonoxeHMn cTaTbM 7 

MflM CTBTbM 14 , B BBBMCMMOCTM OT OÖCTOHTenbCTB. 

5. POHflTM CHMTaiOTCn B03HMKL1JMMM B flOrOBapMBBIOUteMCfl 
FocyflapcTBe Torfla, Korfla mx nnaTenbtflMKOM nenneTCH cbmo 
3T0 FocyflapcTBo mam ero TeppMTopManbHo-aflMMHMCTpaTMBHoe 
oöpaaoBBHMe, amöo peaMfleHT oToro FocyflapcTBa. Ecam, oa- 
HBKO, nnaTenbiflMK ponnTM, HeaasMCMMO ot Toro, HBnfleTcn am 
OH peaMfleHTOM floroBapMBaioLflerocfl FocyflapcTBa mam hot, 
MMeeT B floroBapMBaioLfleMCA FocyflapcTBe nocTosHHoe ynpex- 
fleHMe MAM nocTOHHHyio öaay, m ocam oöABaTenbCTBo Bbinna- 
HMBBTb TaKMB pOHATM ÖblAO npMHATO flAH HyXfl nOCTOHHHOrO 
yHpexfleHMA mam aoctoahhom öaabi, m ecAM nocTOHHHoe 
yHpexflBHMe mam nocTOAHHan öaaa HecyT pacxoflbi no bw- 
nnaTe pohatm, to tbkmb poaatm CHMTaiOTca bobhmkujmmm b tom 
IbcyflapcTse, b kotopom pacnonoxeHbi nocTOAHHoe ynpexfle- 
HMe MAM nocTOHHHan öaaa. 

6. ECAM BCABflCTBMe OCOÖblX OTHOLUeHMM MBXfly AABTeAb- 
UtMKOM M CjtaKTMHeCKMM BABfleAbUeM MAM MOXfly KBXflblM M3 
HMX M KBKMM-AMÖO TpOTbMM AMflOM CyMMB pOAATM OTHOCM- 
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gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens im Sinne 
des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, 
können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt 
oder indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in 
einem Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat 
hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung einer 
selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung 
steht, einschließlich derartiger Gewinne, die bei der Ver- 
äußerung einer solchen Betriebsstätte (allein oder mit dem 
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen Einrichtung 
erzielt werden, können im anderen Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus 
der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, und von beweg- 
lichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe oder Luft- 
fahrzeuge dient, können nur in diesem Staat besteuert werden. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 
4 nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 


Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger 
Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur 
Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Ver- 
fügung, so können die Einkünfte im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die 
selbständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, 
Ingenieure, Architekten und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur 
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird 


TetibHo oö^beivia ycnyr, nexaiunx b mx ochobb, npeBbiujaer 
cyMMy, KOTopan öbina 6bi cornacoBaHa Mexfly nnarenbiuMKOM 
M ^aKTMHecKMM BnafletibLjeM npn oTcyrcTBun raKux oTHoiue- 
HMM, TO nOJlOXeHMH HaCTOHLHeM CTaTbU npUMeHHKJTCFI TOnbKO K 
nocnefluefi ynoMflHyroM cyMMe. B tskom cnyuae nsöbiTOHHan 
cyMMa Moxer obnaraibcn uanoroM b cooTBeicTBun c aaKouo- 
flarenbCTBOM Kaxfloro na floroBapuBaiomuxcn focyflapcTB n 
c yneioM nubix nonoxeunfi HacTOHLpero CornaiueHnn. 

CTaibn 13 

/]oxoflbi OT OTHyx/teHMH MMyipecTBa 

1. floxoflbi, nonyuaeMbie pesupeHTOM florosapuBaiouterocFi 
rocyaapcTBa ot OTuyxfleHun HeflBuxmvioro mviytuecTBa, KaK oho 
onpefleneHo b crarbe 6 HacTOHipero CornameHHFi, pacnono- 
xeHHoro B flpyroM floroBapHBatoipeMCH focypapcTBe, Moryr 
oönaraTbCfi HanoraMH b 3tom ppyroM locypapcTBe. 

2. flOXOAbl OT OTHyXfleHHH aKLlMM H OpOHMX flOfieM yuacTHfi 
B KOMnaHMM, aKTMBbI KOTOpofi OpHMO HAM KOCBOHHO COCTOHT 
npeMMyipecTBeHHo ms HeflBMXMMoro MMyipecTBa, pacnonoxeH- 
Horo B floroBapMBarotpeMCH FocyaapcTBe, MoryT oönaraTbCfi 
HanoroM b stom ibcypapcTBe. 

3. flOXOflbI OT OTHyXfleHMH flBMXMMOrO MMyipeCTBa, COCTa- 
BAHiomero HacTb KOMMepHecKoro MMyipecTBa nocTOfiHHoro 
ynpexaeHMH, KOTopoe npeanpMHTMe floroaapMBaiomerocH Fo- 
cyaapcTBa mmobt b flpyroM floroBapMBaKtmeMCfi focyflapcTBe, 
MTIM flBMXMMOrO MMyipeCTBa, OTHOCHLUerOCH K nOCTOHHHOM öase 
B pacnopHXBHMM pesMflBHTa floroBapMBaiOLuerocH FocypapcT- 
Ba AAH ueaeM oKasaHMH HesaBMCMMbix riMUHbix ycnyr b flpyroM 
AoroBapMBaiomeMcn FocyflapcTBe, BKnioHan floxoflbi ot oTuyx- 
flOHMH TaKoro nocTORHHoro yHpexfleHMn (oTflenbHO mam b co- 
BOKynHOCTM c uenbiM npeflnpMATMeM), mam tbkom ooctoahhom 
öasbi, MoryT oSnaraTbCA HanoroM b stom flpyroM ibcyflapcTBe. 

4. floxoflbi npeflnpMATMA floroBapMBaioLflerocA FocyaapcT- 
Ba OT OTHyXflBHMA MOpCKMX MAM BOSflytUHblX CyflOB, SKC- 
nnyaTMpyeMbix b MexflyHapoflHux nepeaosKax, a tbkxb ot ot- 
HyxfleHMH flBMXMMoro MMytflecTBa, npeflHasHaneHHoro aah 
SKcnnyaTauMM tbkmx mopckmx mam BosflyiuHbix cyflOB, MoryT 
oönaraTbCA hbaotom toabko b stom IbcyflapcTBe 

5. floxoflbi OT OTHyXflBHMH MMyiflOCTBa, He OÖOSHaHBHHOrO 
B nyHKTax 1 - 4 HacTOAineM ctathm, MoryT oönaraTbCH nanoroM 
TOAbKo B floroBapMBaioLfleMCA FocyflapcTBe, pesMfleHTOM koto- 
poro ABAABTCA AMflO, OTHyXflaiOLflee 3T0 MMytfleCTBO. 

CTaibn 14 

HesaancMMbie jiMHHbie ycnym 

1. floxofl, nonyHaeMbiM pesMfleHTOM floroBapMBaiOLflerocA 
FocyflapcTBa ot oKasaHMn npocjDeccMOHanbHbix ycnyr mam flpy- 
roM flenTBAbHocTM HesaBMCMMoro xapaKTepa, oönaraeTCH Ha- 
AoroM TOAbKo B STOM FocyflapcTBS, sa MCKAioHeHMeM cAynan, 
Korfla OH pacnonaraeT perynnpHO floCTynnoM eMy nocTonnnoM 
öasoM B flpyroM floroBapMBatoLfleMcn FocyflapcTBe aafi peneM 
ocymecTBAeHMH stom flenTBAbHocTM. Ecam y Hero MMeeTcn 
TaKan nocTOHHHan öasa, flOxofl moxbt oönaraTbCA b flpyroM 
FocyflapcTBe, ho toabko b tom hbctm, KOTopan othocmtca k stom 
nocTOAHHOM össe. 

2. TepMMH «npo0eccMOHaAbHbie ycnyrM» BKAiOHaeT, b nacT- 
HocTM, HesaBMCMMyio HayHHyio, AMTepaTypHyto, apTMCTMuec- 
Kyio, oöpasoBaTenbHyio mam npenoflaBaTenbCKyio flenTenb- 
HocTb, a TBKxe HesaBMCMMyio flenTeAbHocTb BpaneM, lopMc- 
TOB, MHXeHepOB, apXMTBKTOpOB, CTOMaTOAOrOB M SKCnepTOB 
B oönacTM öyxraATepcKoro flena. 

Ciaibn 15 

3aBMCMMbie AMHHbie ycAyrM 

1. C yneTOM nonoxeHMM CTaTeü 16, 18 m 19 HacToniuero 
CornaujeHMFi xanoBaHbe, sapaöoTHan nnaTa m aHanorMHHbie 
BosHarpaxfleHMA, nonyHaeMue pesMfleHTOM floroBapMBaro- 
iflerocn FocyaapcTBa ot paöoTbi no HaMMy, oönaraioTcn Hano- 
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im anderen Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort aus- 
geübt, so können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen 
Staat besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im 
anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit 
bezieht, nur im erstgenannten Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 
Monaten, der während des betreffenden Steuerjahres 
beginnt oder endet, aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat 
ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für eine unselbständige Arbeit, die 
an Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs ausgeübt wird, das 
von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im interna- 
tionalen Verkehr betrieben wird, in diesem Staat besteuert 
werden. 


Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähn- 
liche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Ver- 
waltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Ver- 
tragsstaat ansässig ist, können im anderen Staat besteuert 
werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 


(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder 
Sportler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit 
nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen 
Person zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 
14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Staates oder 
einer seiner Gebietskörperschaften oder von einer im anderen 
Staat als gemeinnützig anerkannten Einrichtung finanziert wird. 
In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem die Person ansässig ist. 


roM TonbKo B 3TOM focyflapcTBe, ec.nM loribKo paöora ue Bbi- 
nojiHneTCfl b flpyroM floroBapnBaroineMcn FocyflapcTBe. Ec/in 
paöora BbinoriHneTCfi b hbm, to noflyneHNbie b stoü cbhsm 
BOSH arpaxfleHMfl Moryt oOnararbCFi uanoroM b stom flpyroM 
IbcyflapcTse. 

2. HecMOTpn ua nofloxeunn nyHKxa 1 HacTonifleti crarbn, 
BosHarpaxfleHMfi, nonyuaeMbie pesnfleuTOM floroBapusaio- 
merocFi FocyflapcTBa b cbhsm c paöoToü no HaüMy, ocyiuecT- 
BflneMoti B flpyroM floroBapnsaiOLfleMcn FocyflapcTse, oönara- 
lOTCFi HanoroM ToribKo b nepBOM ynoMnuyTOM FocyflapcTBe, ecnn: 

a) nonyHaTerib npeöbiBaer b flpyroM FocyqapcTBe b oöiueM 
crioxHocTM He öonee hom 183 ahh b TeueHMe moöoro flse- 
HafluaTHMecHHHoro nepnofla, HaunHaioLflerocFi nnn saKaH- 
HnBaioLflerocH b cooTBercTByioLfleM HanoroBOM rofly, m 

b) BosHarpaxfleHMH BbinnaHHBararcH paöoTOflaTeneM mv\ ot 
MMeHM paÖOTOfläTeriH, KOTOpbIM He HBTIHeTCfl peSMfleHTOM 
flpyroro FocyqapcTBa, m 

c) pacxoflbi no Bbinnare BosHarpaxfleHMM ne necyr hoctofih- 
Hoe yHpexfleHMe mtih nocTonnnaH öasa, Koropbie paöoro- 
flarenb MMeer b flpyroM IbcyflapcTBe. 

3. HecMOTpa na npeflbiflyiflMe nonoxenHH HacTOHifleM 
CTaTbM, BosHarpaxfleHMH sa paöory no HaÜMy, Koropan ocy- 
iflecTBTineTcn na öopry MopcKoro hau BosflyiuHoro cyflna, 3 kc- 
nnyaTHpyeMoro npeflnpHHTHeM florosapHBaioLflerocH Focyflap- 
cTBa B MexflynapoflHbix nepeBOSKax, Moryr oö/iararbcn na- 
noroM B 3T0M IbcyflapcTBe. 

Ciaibn 16 

BosHarpaxfleHMn flupeKTopaivi 

Bo3HarpaxfleHMH HflenaM HaömoflaTe/ibHbix cobbtob mau 
coBeroB flMpeKTopoB M anaAorMHHbie BbinAarbi, noAynaeMbie 
pesMfleHTOM florosapMBaioLflerocA Focyflapcraa b KanecTBe 
HAena HaöAioflaTeAbHoro coaera mam coaera flMpeKTopoa kom- 
naHMM, ABAAioLfleMCA pesHfleHTOM flpyroro AoroBapHBaioifle- 
rocH FocyqapcTBa, Moryr oöAaraTbcn naAoroM b 3tom qpyroM 
FocyflapcTBe. 

Ciaibn 17 

ApTMCTbl M CnOpTCMeHbl 

1. HeaaBMCMMo ot noAoxeHMM cTareÄ 7, 14 n 15 HacTonifle- 
ro CorAameHMH, floxofl, noflynaeMbiü pesMfleHTOM floroeapM- 
BaioiflerocA Focyflapcrea b KanecTBe paöoTHMKa MCKyccra, 
TaKoro KaK apTHCT rearpa, kmho, paflMo m TeAeaMfleHMA, mah 
M ysbiKaHTa, mam b KanecTBe cnoprcivieHa ot ero amhhom flen- 
TeAbHocTM, ocyiflecTBAAeMOM B flpyroM floroaapMBaioLfleMCH 
FocyflapcTBe, Moxer oöAararbca HaAoroM b 3tom qpyroM Focy- 
flapcTBe. 

2. B cAynae ecAM floxoqbi ot flenreAbHocTM, amhho ocy- 
LfleCTBAHeMOM apTMCTOM MAM CAOpTCMOHOM B 3TOM erO Ka- 
HeCTBe, HaHMCAAlOTCA HO CaMOMy apTMCTy MAM CnOpTCMeHy, a 
MHOMy AMUy, TO 3TM flOXOflbI, HBCMOTpA Ha nOAOXBHMA CTaTOM 7, 
14 M 15 HacTOALflero CorAameHMA, Moryr oöAararbCA HaAoroM 
B TOM floroBapMBatOLfleMCA FocyflapcTBe, b kotopom apTMcr 
MAM CAOpTCMeH OCyLfleCTBAABT CBOK) fleATBAbHOCTb. 

3. FlOAOXeHMA nyHKTOB 1 M 2 HaCTOAUreM CTaTbM He npM- 
MeHAtoTCA K floxoflaM OT fleATOAbHocTM, ocyiflecTBAAeMOM ap- 
TMCTaMM MAM CAOpTCMeHaMM B flOrOBapMBaiOLfleMCA FocyflapcT- 
Be, ecAM MX npeöbiBaHMe b 3tom Ibcyflapcrae noAHocTbio mam 
npeMMyiflecTBeHHo cjiMHaHCMpyeTCA sa cner rocyflapcTaeHHbix 
cpeflCTB flpyroro floroBapMaaiOLflerocA FocyflapcTBa mam ero 
aflMMHMCTpaTMBHO-reppMTOpMaAbHblX OÖpaaOBaHMM, AMÖO op- 
raHMsauMOM, npMSHaHHOM b 3tom flpyroM FocyqapcTBe oömecT- 
BeHHo noAesHOM (öAaroTBopMTeAbHOM). B TaKOM cAynae floxo- 
flbi MoryT oöAaraTbCA toabko b floroBapMBaroifleMCA Focyflap- 
cTBe, peSMfleHTOM KOTOpOrO ABAABTCA apTMCT MAM CAOpTCMeH. 
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Artikel 18 

Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 können Ruhe- 
gehälter oder ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat erhält, 
nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
natürliche Person aus der gesetzlichen Sozialversicherung des 
anderen Vertragsstaats erhält, können abweichend von Absatz 
1 nur in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung für 
politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 
von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungsleis- 
tungen) oder des Wehr- oder Zivildienstes oder eines Ver- 
brechens, einer Impfung oder ähnlicher Vorkommnisse zahlt, 
können abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden. 


(4) Der Begriff „ähnliche Vergütungen“ im Sinne von Absatz 1 
umfasst auch Renten. Der Begriff „Rente“ bedeutet einen 
bestimmten Betrag, der regelmäßig zu festgesetzten Zeit- 
punkten lebenslänglich oder während eines bestimmten oder 
bestimmbaren Zeitabschnitts aufgrund einer Verpflichtung zahl- 
bar ist, die diese Zahlungen als Gegenleistung für eine in Geld 
oder Geldeswert bewirkte angemessene Leistung vorsieht. 


CTaxbfi 18 

rieHCMM 14 aHa/iori4HHbie Bbin/iaxbi 

1. C yneroM nono>KeHi4M nyHKra 2 ciaTbn 19 HacToniuero 
CornaiueHMFi neHcnn unn aHanornHHbie Bbinnarbi, Koiopue no- 
nyHaer pesnfleuT floroBapnBatoiuerocn focyflapcTBa ns Apyroro 
AoroBapnBaioLuerocH IbcyflapciBa, Moryr oönaraTbcn uanoroM 
TOJtbKo B nepBOM ynoMHuyTOM IbcyuapcTBe. 

2. Bbinnarbi, Koropbie nonynaeT cfinsnHecKoe nngo, hbuh- 
(omeecH pesMAeuTOM floroBapnBaroiAerocn PocyAapcTBa, sa 
CHer cfjOHAa oöasaTenbHoro counanbHoro cipaxoBaHMa Apy- 
roro floroBapMBaiOLAerocH focyuapcTBa, b oTtiMHne ot nono>Ke- 
HMM nyHKxa 1 HacToaiAeM CTaxbn Moryx oönaraxbcn uanoroM 
xonbKo B 3XOM ApytoM PocyAapcxBe. 

3. flepnoAMHecKne n eAUHOBpeMeHHbie BoauarpaxAeHMH, 
Koxopbie BbinnaHMBaex floroBapnBaiotAeeca rocyaapcxBo nnn 
OAHO M3 ero aAMMHMcxpaxMBHo-xeppnxopnanbHbix oöpaaoBa- 
HMM pesMAeuxy Apyroro floroBapnBaraiAeroca focyuapcxBa b bo3- 
MeLAenne yiuepöa, noneceHHoro BcneACxane nonnxnuecKoro 
npecneAOBaHMH, b BosMeiAeHne npoxMBoaaKOHHOcxn nnn yiuep- 
6a BcneACXBMe BoeuHbix asmcxbuü (BKrnoHaa KOMneHcaunoH- 
Hbie Bbinnaxbi n nocoönn), oönsaxenbHOM BoeHHOÄ nnn anb- 
xepnaxABHOM rpaxAaHCKOü cnyxöbi, nnn npecxyn/ieHna, npn- 
BMBKM nnn aHanornHecKMX coöbixMM, Moryx oönaraxbca nano- 
roM xonbKO b nepBOM ynoManyxoM IbcyaapcxBe, b oxnnune ox 
nonoxeHMM nyuKxa 1 HacxoaLueü cxaxbu. 

4. TepMMH »aHanorMHHbie Bbinnaxbi« b noHmviaHMM nyuKxa 1 
HacxoFiLAeÄ cxaxbM BKnioHaex b xom HMcne n aHHynxex. TepMMH 
«aHHyMxex» osHanaex onpeAeneHuyio cyMMy, Koxopan pery- 
rmpHo BbinnaHMBaexcH b ycxaHosneHHbie cpoKM, noxMSHeHHo 
MAM Ha npoxFixeHMM onpeAeneHHoro nv \6 o onpeAenMMoro 
nepnoAa BpeMeHM, Ha ocHosaHMM oöHsaxenbcxsa, npeAycMa- 
xpMBarotAero 3 xm Bbinnaxbi b KanecxBe BosMeiAeHMH sa aAe- 
KBaxHyio ycnyry, npeAOCxasneHHyto ASHbraMM mam Maxepnanb- 
HblMM UeHHOCXAMM. 


Artikel 19 


Cxaxbn 19 


Öffentlicher Dienst 


[öcyflapcxBeHHan cnyxöa 


( 1 ) 


a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder im Fall der Bundesrepublik 
Deutschland einer anderen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts an eine natürliche Person für die diesem 
Staat, der Gebietskörperschaft oder im Fall der Bundes- 
republik Deutschland der anderen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat 
ansässig ist und 


aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 


a) XanoBaHbe, sapaöoxHan nnaxa m Apyrne noAoöHbie Bosna- 
rpaxAöHMH, 3a MCKAioHeHMeM nencMM, BbinnaHMBaeMbie 
AoroBapMBaiOLAMMCA FocyAapcxBOM mam oahmm m3 ero aA- 
MMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpMaAbHblX OÖpaSOBaHMM, a B OXHO- 
LueHMM cpeAepaxMBHOM PecnyöAMKM FepMaHMn - m mhuim 
lopMAMHecKMM AML|OM nyöAMHHO-npasoBoro cxaxyca c(3M3m- 
HecKOMy AMuy sa CAyxöy, ocyutecxBAHeMyto aah sxoro Focy- 
AapcxBa MAM aAMMHMcxpaxMBHo-xeppMxopMaAbHoro o6pa- 
soBaHMH, a B oxHomeHMM OeAepaxMBHOM PecnyöAMKM lep- 
MaHMH - M MHoro lopMAMHecKoro AMua nyöAMHHO-npaBOBoro 
cxaxyca, Moryx oöAaraxbCA HanoroM xoabko b sxom iöcy- 
AapcxBe. 

b) OAHaKo, xaKoe xaAOBaHbe, aapaöoxHan naaxa m ApyrMe 
noAOÖHbie BOSHarpaxAöHMH Moryx oöAaraxbCA HaAoroM 
xoAbKo B ApyroM AoroBapMsaioLAeMCA FocyAapcxBe, ecAM 
CAyx6a ocyiAecxBAnexcH b sxom FocyAapcxBe m cjtMSM- 
HecKoe AMUo ABAnexcH pesMAöHxoM sxoro FocyAapcxBa, 
Koxopoe: 

aa) ABAAexcA HauMOHaAbHbiM AMuoM 3xoro löcyAapcxsa 

MAM 


bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 


bb) cxaAO pesMAöHxoM AaHHoro FocyAapcxsa He xoabko 
AM tAb B UeAAX OCyAteCXBAeHMA CAyXÖbl. 

2 . 


a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner 
Gebietskörperschaften oder im Fall der Bundesrepublik 
Deutschland einer anderen juristischen Person des öffent- 
lichen Rechts an eine natürliche Person für die diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft oder im Fall der Bundes- 
republik Deutschland der anderen juristischen Person des 


a) rieHCMM, BbinnaHMBaeMbie AoroBapMBaiOLAMMCH rocyaapcx- 
BOM MAM oahmm M3 ero aAMMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpMaAb- 
Hbix oöpaaoBaHMM, a b oxHoujeHMM cpeAepaxMBHOM Pecny- 
6AMKM FepMaHMA - M MHBIM tOpMAMUeCKMM AMUOM nyÖAMHHO- 
npaBOBoro cxaxyca cjDMSMHecKOMy AMuy 3a cnyxöy, ocy- 
AtecxBAeHHyio aaa axoro FocyAapcxBa mam aAMMHMcxpa- 
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öffentlichen Rechts geleisteten Dienste gezahlt werden, 
können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Ruhegehälter können jedcch nur im anderen Ver- 
tragsstaat besteuert werden, wenn die natürliche Perscn in 
diesem Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses 
Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats cder einer seiner Gebietskörperschaften cder im 
Falle der Bundesrepublik Deutschland einer anderen 
juristischen Perscn des öffentlichen Rechts erbracht werden, ist 
Artikel 15, 16, 17 cder 18 anzuwenden. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im 
Rahmen eines Prcgramms der wirtschaftlichen Zusammen- 
arbeit eines Vertragsstaats cder einer seiner Gebiets- 
körperschaften aus Haushaltsmitteln, die ausschließlich vcn 
diesem Staat cder der Gebietskörperschaft bereitgestellt 
werden, an Fachkräfte cder freiwillige Helfer gezahlt werden, 
die in den anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung 
entsandt werden sind. 

(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Ver- 
gütungen, die vcm Gcethe-Institut cder vcm Deutschen Aka- 
demischen Austauschdienst der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Ver- 
gütungen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertrags- 
staaten kann durch die zuständigen Behörden im gegenseitigen 
Einvernehmen vereinbart werden. Werden diese Vergütungen 
im Gründungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, sc gilt 
Artikel 15. 


Artikel 20 

Gastprofessoren, Lehrer und Studenten 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver- 
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver- 
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei dieser Einrichtung 
aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat 
ansässig war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese 
Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, 
vorausgesetzt, dass diese Vergütungen von außerhalb dieses 
Staates bezogen werden. 


(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der 
sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder 
zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erst- 
genannten Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten 
Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb dieses Staates stammen. 


Artikel 21 
Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Per- 
son, die in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden. 


TMBHO-TeppuTopnanbHoro oöpasoBaHun, a b OTHomeHnn 
OeflepaTMBHOM PecnyönnKM FepMaHun - m nnoro lopnfln- 
uecKoro nnpa nyönnMHO-npaBOBoro craryca, Moryt oöna- 
ratbCH HanoroM tonbKo b stom locyAapcTBe. 

b) VKasaHHbie nencMH Moryr, ofluaKO, oönaraibcn nanoroM 
TonbKo B flpyroM AorosapuBaioLneMcn FocyaapcTBe, ecnn 
cjDMSMHecKoe nnpo nBnneTcn pesufleuTOM n HaunoHa/ibUbiM 
nnpoM sToro flpyroro FocyflapcTBa. 

3. B OTHomeHMM BOSHarpaxfleHMÜ n neucuM sa yenyrn, 
OKasbiBaeMbie b cbhsm c npeflnpnHUMaTenbCKOvi flenrenb- 
HocTbK) floroBapuBaKDLuerocn FocyaapcTBa nnn ofluoro ms ero 
aAMMHMCTpajMBHO-TeppMTOpManbHblX OÖpaSOBaHMM, a B OTHO- 
meuMM cpeAepaTMBHOM PecnyöAMKM FepMaHMH - m Muoro ropM- 
AMuecKoro AMua nyöriMHHO-npaBOBoro ciaiyca, npMMeHnioTcn 
noAO>KeHMFi CTaTbM 15, 16, 17 MAM 18 HacToniuero CornameHMFi. 

4. flonoxeuMn nyuKTa 1 HacToniAeM craTbM npMMeHmoTcn 
cooTBercTBeHHo K BosHarpaxAeHMRM, BbinnauMBaeMbiM b paw- 
Kax nporpaMMbi lexHnuecKoro corpyAHMuecTBa floroBapnBara- 
meroen FocyAapcTBa mam OAHoro ms ero aAMMHMCTpaxMBHo- 
TeppMTOpMaAbHblX OÖpaSOBaHMM SB CHOT ÖKJAXeTHblX CpOACTB, 
BblAÖAHeMblX MCKAIOHMTeAbHO STMM lÖCyAapCTBOM MAM SIMM 
aAMMHMCTpaiMBHO-TeppMTOpMaAbHblM oöpasoBaHMeM, CneUMa- 
AMCTaM MAM AOÖpOBOAbHbIM AOMOLAHMKaM, HanpaBAeHHbIM B APy- 
roe floroBapMBaioLAeecA rocyaapcTBo c ero corAacMA. 

5. riOAOXeHMH nyHKTOB 1 M 2 HaCTOHLAeM CTaTbM npMMeHA- 
KDTCA COOTBOTCTBeHHO K BOSHarpaXAÖHMAM, BbinAaHMBaeMblM 
l/lHCTMTyTOM MMBHM FOTe MAM PepMaHCKOM CAyXÖOM aKBAeMM- 
HecKMx oöMeHOB cpeAepaTMBHOM PecnyöAMKM fepMaHMn. Kom- 
neTOHTHbie opraHbi, no BsaMMHOMy corAacMio, MoryT oöycAO- 
BMTbCA 0 npMMeHeHMM COOTBeTCTByKSLAörO nOAXOAa K BOSHa- 
rpaxAeHMHM mmbix aHaAorMHHbix ynpexAeHMM floroaapMBa- 
toiAMxcA rocyaapcTB. Ecam yKasaHHbie BosHarpaxAöHMA He 
oöAaraioTCA naAoroM b rocyAapcTBe-ynpeAMTeAe ynpexAe- 
HMA, TO AeMCTByiOT nOAOXeHMA CTaTbM 15 HaCTOALAerO CorAa- 
AJeHMA. 

CTaTbH 20 

npenoAaBaTejiM, yHMTenH m CTyfleHTbi 

1. cpMSMHecKoe AMAO, HaxoAAAjeecA no npMrAaujeHMK) Ao- 
roBapMBaioAjerocA focyAapcTBa mam yHMBepcMTeTa, Bbicujero 
yneöHoro saeeAeHMA, ujKOAbi, MyseA mam KaKoro-AMöo mhoto 
yHpexAöHMA KyAbTypbi sToro AoroBapMBaioAterocA FocyAap- 
CTBa, MAM B paMKax ocj3MAMaAbHoro KyAbTypHoro oöMena 
B STOM AoroBapMBaioAjeMCA FocyAapcTBe He öoAee Aßyx AeT 
MCKAIOHMTeAbHO C ASAbK) OCyAteCTBAeHMA npenCAABaTeAbCKOM 
AeATBAbHOCTM, HTeHMA AeKAMM MAM OCyUteCTBAeHMA MCCASAO- 
BBTeAbCKOM ASATeAbHOCTM B yKaSaHHOM yHpeXAÖHMM M AB- 

AAKSAjeecA pesMAöHTOM Apyroro AoroBapMBaioAterocA Focy- 
AapcTBa MAM BAAOTb Ao BbesAa B nepBOB ynoMAHyToe Focy- 
AapCTBO ABAABLUeeCA TaKOBbIM, OCBOÖOXAaBTCA OT HBAOrO- 
oöAoxeHMA B STOM nepBOM FocyAapcTBe b oTHouieHMM noAy- 
HeHHbix sa yKasaHHyio ASATeAbHocTb BosnarpaxAeHMM npM 
ycAOBMM, HTO AaHHbie BOSHarpaxAöHMA noAyneHbi ms mctoh- 
HMKOB sa opeAeAaMM sToro FocyAapcTBa. 

2. BbinASTbi, npeAHasHaneHHbie aaa npoxMBaHMA, ynebbi 
MAM noAroTOBKM, KOTopbie noAyHaeT CTyAöHT, npaKTMKaHT mam 
yHautMMCA, HaxoAAATMMCA B AoroBapMBaioAteMCA FocyAapcTBe 
MCKAIOHMTeAbHO C UeAbK) yHeÖbl MAM nOATOTOBKM M ABAA- 
toiAMMCA pesMAöHTOM Apyroro floroBapMBaioLuerocA FocyAap- 
cTBa MAM BnAOTb AO BiaesAa B nepBoe ynoMAHyToe Focy- 
AapCTBO ABAABLAMMCA TBKOBblM, HB nOAAÖXaT HaAOTOOÖAO- 
XBHMK) B nepBOM ynoMAHyTOM FocyAapcTBe, bcam mctohhmkm 
STMx BbioAaT HaxoAATCA sa npeABAaMM sToro FocyAapcTBa. 

CTaTbn 21 
flpyrne floxoAbi 

1. floxoAbi, noAynaeMbie pesMAeHTOM floroBapMBaioLAerocA 
IbcyAapcTBa, KOTopbie He paccMaTpMBaAMCb b npeAbiAyiAMx 
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können ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche aus unbe- 
weglichem Vermögen im Sinne des Artikels 6 Absatz 2 nicht 
anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Emp- 
fänger im anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Einkünfte gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungs- 
weise Artikel 14 anzuwenden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6, das 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person gehört und im 
anderen Vertragsstaat liegt, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem 
Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr 
betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Seeschiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur 
in diesem Staat besteuert werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Atiikel 23 
Vermeidung der 

Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden die Einkünfte aus der Kirgisischen Republik sowie 
die in der Kirgisischen Republik gelegenen Vermögenswerte 
ausgenommen, die nach diesem Abkommen in der 
Kirgisischen Republik besteuert werden können und nicht 
unter Buchstabe b fallen. 

Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden 
Bestimmungen nur dann, wenn diese Dividenden an eine in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft 
(jedoch nicht an eine Personengesellschaft) von einer in der 
Kirgisischen Republik ansässigen Gesellschaft gezahlt 
werden, deren Kapital zu mindestens 25 vom Hundert 
unmittelbar der deutschen Gesellschaft gehört, und bei der 
Ermittlung der Gewinne der ausschüttenden Gesellschaft 
nicht abgezogen worden sind. 

Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 


CTaTbHX HacTOHurero CornaiueHUFi, HesaancMMO ot mx nponc- 
xoxfleuMH MoryT oönararbcn uanoroM TonbKO b 3tom Focy- 
flapcTBe. 

2. Flonoxeuna nyuKTa 1 HacToatueü crarbn ue npuMeua- 
(OTCa K flOXOflaM, MHUM, HSM flOXOflbI OT HeflBMXMMOrO MMy- 
tuecTBa cornacHO nyuKTy 2 crarbn 6 HacToatitero CornaiueHMH, 
ecnn noTiyHarenb xaKnx floxoflOB, HBnaioLUMticH peaufleHTOM 
floroBapuBaraiiierocH focyflapcTBa, ocymecTBnaeT b apyroM flo- 
roBapuBaiOLueMcn FocyaapcTBe npeflnpnHMMarenbCKyio flearenb- 
HOCTb aepea pacnoaoxeaaoe b hsm nocToaaHoe yapexAeane 
Man oKasbiBaer b 3tom flpyroM focyflapcTBe aeaaBMcuMbie 
anuHbie ycayrn aepea Haxoflatityioca b hbm nocToaHayto öasy, 
M npaBO Man mviyLuecTBO, b OTHomeHnn KOTopbix Bbinaa- 
HMBaKDTca 3 ™ floxoflbi, peaabHO CBasaabi c TaKMM nocToaa- 
HbiM yupexAeaneM naa laKoä nocToaaaoä öasoä. B takom 
cayaae npaMeaaiorca noaoxeaaa ciaTbn 7 aaa craTbn 14 
aacToaiAero Coraameaaa, b saBMCMMOCTM ot oöcToaTeabCTB. 

CTaTbn 22 
klMyiuecTBO 

1. HeABaxMMoe MMyiAecTBO, ynoMaayToe b CTaTbe 6 aa- 
CToaiLiero Coraameaaa, npaaaAaexaiAee pesuAeaTy floroaa- 
puBaraiAeroca focyAapcTBa a pacnoaoxeaaoe b ApyroM floro- 
BapaBaKDipeMca FocyAapcTBe, moxbt oöaaraTbca aaaoroM b 3tom 
ApyroM PocyAapcTBe. 

2. flBaxMMoe MMytAecTBo, npeACTaBaaioiAee coöoä kom- 
MepaecKoe aMyiaecTBO nocToaaaoro yapexAeaaa, KOTopoe 
npeAnpaaTae floroBapaBaroiAeroca focyAapcTBa aiaeeT b Apy- 
roM floroBapaBaKDureMca FocyAapcTBe, aaa OTaocaiAeeca k no- 
CToaaaoä öase, KOTopoä pacnoaaraeT pesaAeaT floroaapa- 
Batomeroca FocyAapcTBa Aaa OKaaaaaa aeaaaacaMbix aaaabix 
ycayr b ApyroM floroBapaBaroLueMca FocyAapcTBe, moxbt oö- 
aaraTbca aaaoroM b 3tom ApyroM FocyAapcTBe. 

3. MopcKae aaa BOSAytuawe cyaa, 3KcnayaTapyeMbie npeA- 
npaaTaeM floroBapaBaioLueroca IbcypapcTBa b MexAyaapoA- 
abix nepeB03Kax, a TaKxe ABaxaiaoe aMyutecTBo, npeAaasaa- 
aeaaoe Aaa OKcnayaTauaa TaKax MopcKax aaa BOSAytuabix 
cyAOB, MoryT oöaaraTbca aaaoroM ToabKo b 3tom FocyAapcTBe. 

4. Bce aabie aaeMeaTbi aMyiuecTBa peaaAeaTa floroBapa- 
BaKtLueroca FocypapcTBa MoryT oöaaraTbca aaaoroM ToabKO 
B 3T0M FocyaapcTBe. 

CTaTbn 23 

YcTpaaeHae abomhoto HaaorooöaoxeHan 
B rocyflapcTBe peanAeaTCTBa 

1. FIpaivieaaTeabao k peaaAeaTy OeAepaTaBaoä Pecnyöaa- 
Ka FepMaaaa aaaora ycTaaaeaaBaiOTca caeAyiOLAaM oöpasoM. 

a) 143 aaaoroBoä öa3bi repMaacKax aaaoroB acKaioaaiOTca 
AOXOAbi a3 Kbiprbi3CKoä PecnyöaaKa, a TaKxe pacnoao- 
xeaabie b KbiprbiacKoä PecnyöaaKe aMytuecTBeaabie uea- 
aocTa, KOTopbie b cooTBeTCTBaa c aacToataaivi Coraaiue- 
aaeM MoryT oöaaraTbca aaaoroM b KbiprbiacKoä Pecnyöaa- 
Ke a ae noAnaAaroT noA AeäcTBae noAnyaKTa b) aa- 
CToataero nyaKTa. 

FIpaMeaaTeabao k aoxoaam ot AaBaAeaAOB npeAtiAytaae 
noaoxeaaa npaiaeaaioTca ToabKO b cayaae, ecaa 3Ta 
AaBaAeaAbi BbinaaaaBaiOTca KOMnaaaa (sa acKaioaeaaeM 
napTaepcTBa), aBaaioiaeaca peaaAeaTOM cpeAepaTaBaoä 
PecnyöaaKa FepMaaaa, KOMnaaaeä, aBaaKtiaeaca peaa- 
AeaTOM KbiprbiacKoä PecnyöaaKa, KanaTaa KOTopoä npa- 
aaAaexaT ae Meaee aeM aa 25 npoueaTOB aenocpeA- 
CTBeaao repMaacKoä KOMnaaaa, a ecaa oaa ae öbiaa Bbia- 
Teabi npa acaacaeaaa npaöbiaa KOMnaaaa, Bbinaaaaea- 
loiaeä AaaaAeaAbi. 

flaa ueaeä aaaorooöaoxeaaa aMyiaecTBa aa aaaoroBoä 
öaabi repMaacKax aaaoroB acKaioaaioTca TaKxe AoaeBbie 
yaacTaa, AaBaAeaAbi no KOTopuM, ecaa öbi oaa Bbinaa- 
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solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des 
deutschen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die kirgisische Steuer angerechnet, die nach 
kirgisischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 


aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in der 
Kirgisischen Republik besteuert werden können; 

ee) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

ff) Einkünfte im Sinne des Artikels 17. 

c) Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die Be- 
stimmungen des Buchstabens b anzuwenden auf Einkünfte 
im Sinne der Artikel 7 und 10 und die diesen Einkünften 
zugrundeliegenden Vermögenswerte, wenn die in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Person nicht nach- 
weist, dass die Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in dem 
sie den Gewinn erzielt hat, oder die in der Kirgisischen 
Republik ansässige Gesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für 
das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre Brutto- 
erträge ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8 
Absatz 1 Nummern 1 bis 6 des deutschen Außensteuer- 
gesetzes fallenden Tätigkeiten bezieht; Gleiches gilt für 
unbewegliches Vermögen, das einer Betriebsstätte dient 
und die daraus erzielten Einkünfte (Artikel 6 Absatz 4) sowie 
für die Gewinne aus der Veräußerung dieses unbeweglichen 
Vermögens (Artikel 13 Absatz 1) und des beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen der Betriebsstätte darstellt 
(Artikel 1 3 Absatz 3). 


d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens von der 
deutschen Steuer ausgenommenen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte bei der Festsetzung ihres Steuersatzes zu 
berücksichtigen. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zuge- 
ordnet oder verschiedenen Personen zugerechnet 
werden (außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich 
nicht durch ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 
regeln lässt und wenn aufgrund dieser unter- 
schiedlichen Zuordnung oder Zurechnung die betref- 
fenden Einkünfte oder Vermögenswerte unbesteuert 
blieben oder niedriger als ohne diesen Konflikt 
besteuert würden oder 


HMBa/iMCb, noflnexann öw ncKnKOHeHnio ns uanoroBOM öasw 
comacHO nonoxeunnM npeabiflymnx HacTeri HacToniLiero 
noflnyuKTa. 

b) C yneTOM nojtoxeHUM repMaucKoro ua/ioroBoro saKOHOfla- 
TeiibCTsa 0 npoMSBOflCTBe sanera MHoctpaHUbix HatnoroB 
npn oönoxeHMM repMaucKUMM uanoraMn, ssnMaeMbiMH 
c floxofla, npnMeuMTeribHO k HnxenpnaefleHUbiM floxoflaiw 
npoMSBOflMTCH saueT KbiprbiscKMx HanoroB, ynnaHeHHbix 
no 3TMM floxoflaM comacHo saKOHOflarenbCTBy Kbiprbis- 
CKoil PecnyönnKM n b cooTBeTCTsnn c HacTonmnM Corna- 
LueHMeM: 

aa) flUBHfleuflaM, ne noAnaflatotnnM nofl fleMCTBue nofl- 
nyHKTa a) HacTonmero nyuKTa; 

bb) npoueHiaM; 

cc) poHnrn; 

dd) floxoflaM, KOTopbie cornacuo nyHKjy 2 craibu 13 Ha- 
CTontitero CornameHnn Moryi oö/iaraibcn HanoroM 
B KbiprbiscKOM PecnyöAMKe; 

ee) BOSHarpaxfleHMHM HneuaM HaömoflarenbHbix coBeroB 
M COBBTOB AUpeKTOpOB; 

ff) AoxoAäM B noHHMaHMM cTaibM 17 HacTontAero Corna- 
meHMn. 

c) B OTHOmeHMM AOXOAOB B nOHMMaHMM CTaieM 7 M 10 Ha- 
CTonutero CornameHun n nMytuecTBeHHbix ueHHocxeM, ne- 
xautMx B MX ocHOBe, BMecTo nonoxeHMM noAnyuKTa a) 
HacTOFiAtero nyuKTa npMMeHntoTcn nonoxeuMB noAnyuKTa b) 
HacTontAero nyuKTa, ecriM pesMAeuT cteAepaTMBHOM Pec- 
nyöAMKM FepMaHMB ue npeAcraBAneT noATBepxAöHMH o 
TOM, 4T0 nOCTOBHHOe yUpeXAeHMO B XOSBMCTBeHHOM (OT- 
UeTHOM) rOAy, B KOTOpOM OHO MSBABKAO npMÖblAb, MBM KOM- 
naHMH, HBAHiOLAaHcn pesMAöHTOM KbiprbiscKOM Pecny- 
ÖAMKM, B XOSHMCTBeHHOM (OTHOTHOm) TOAy, B CHBT KOTOpOTO 
OHa pacnpeABAMna npMöbinb, nonyHaAM cbom aanoBOM 
AOXOA MCKAIOHMTenbHO MAM AOHTM MCKAKDHMTeAbHO OT BM- 
AOB ASATeAbHOCTM, nOAnaAätOAtMX nOA AeMCTBMe HOMepOB 
1 - 6 nyHKTa 1 naparpacfia 8 3aKOHa OeAepaTMBHOM Pec- 
nyöAMKM PepMaHMH o bhbajhmx HBAorax; to xe noAoxeHMe 
AeMCTByer b othoajbhmm HeABMXMMoro MMyiAecTBa, npeA- 
HasHaHOHHoro aaa HyxA nocroAHHoro yupexAeHMH, m ao- 
xoAOB, MSBAeneHHbix M3 Hero (nyHKT 4 ciaibM 6 hactoa- 
Atero CorAaujeHMA), a xaKxe b oiHoujeHMM cyMM npMöbiAM 
OT OTAyXAeHMA AäHHOrO HeABMXMMoro MMyUteCTBa (nyHKT 1 
CTaTbM 13 HacTOAAjero CornaujeHMA) m ABMXMMoro MMy- 
AtecTBa, npeACTABAAioAtero coöom KOMMepuecKoe MMyuje- 
CTBO nocTOAHHoro ynpexASHMA (nyHKT 3 ctatam 13 na- 
CTOAAtero CorAaujeHMA). 

d) OeAepaTMBHaA PecnyöAMKa PepMaHMA ocTaBAAex oahbko, 
3a COÖOM npaBo yuMTbiaaTb aoxoabi mam MMyutecTBeHHbie 
UeHHOCTM, MSAATbie M3 OÖAOXBHMA TepMaHCKMMM HAAO- 
raMM, npM yCTaHOBAOHMM HaAOrOBOM CTaBKM, npMMBHAeMOM 
B repMBHMM. 

e) HecMOTpA Ha noAoxeHMA noAnynKTa a) HacTOAutero nyHK- 
Ta, ABOMHoe HanorooöAoxeHMe ycTpaHAeTCA nocpeACTBOM 
HBAoroBoro saneTa b cootbbtctbmm c noAnyHKTOM b) na- 
CTOAUtero nyHKTa, 

aa) ecAM b floroBapMBaKDujMxcA PocyAapcTBax aoxoabi mam 
MMyUteCTBO OTHOCATCA K paSHbIM AOAOXeHMAM Ha- 
CTOAutero CorAameHMA mam opmamcaaiotca pasHbiM 
AMuaM (KpoMe cAynaeB corAacHo cTaTbe 9 hactoa- 
Ajero CorAameHMA) m 3tot kohcIdamkt HeAbSA ypery- 
AMpoBaTb npoueAypoM b cootbbtctbmm c noAoxe- 
HMAMM nyHKTa 3 CTATbM 25 HacTOAujero CorAameHMA, 
M KorAa BBMAy TaKoro pasAMAHoro oTHeceHMA mam npM- 
AMCAeHMA COOTBBTCTByiOmMe AOXOAbl MAM MMyUteCT- 
BeHHbie ueHHocTM He öbiAM 6bi noABeprHyTbi naAoro- 
OÖAOXeHMK) MAM ÖblAM 6bl AOABeprHyTbi MBHbmeMy 
HaAOrOOÖAOXBHMK), HOM npM OTCyTCTBMM TaKOtO KOH- 
CjDAMKTa, AMÖO 
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bb) wenn die Bundesrepublik Deutschland nach Kon- 
sultation auf diplomatischem Weg andere Einkünfte 
notifiziert, bei denen sie die Anrechnungsmethode 
nach Buchstabe b anzuwenden beabsichtigt. Die 
Doppelbesteuerung wird für die notifizierten Einkünfte 
durch Steueranrechnung nach Buchstabe b vom 
ersten Tag des Kalenderjahrs vermieden, das dem 
Kalenderjahr folgt, in dem die Notifikation übermittelt 
wurde. 

(2) Bei einer in der Kirgisischen Republik ansässigen Person 
wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Bezieht eine in der Kirgisischen Republik ansässige Person 
Einkünfte oder hat sie Vermögenswerte, die nach den 
Bestimmungen dieses Abkommens in der Bundesrepublik 
Deutschland besteuert werden können, so gestattet die 
Kirgisische Republik: 

aa) von der Steuer auf die Einkünfte dieser ansässigen 
Person einen Abzug in Höhe der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Einkommensteuer; 

bb) von der Steuer auf das Vermögen dieser ansässigen 
Person einen Abzug in Höhe der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer auf das Vermögen. 

Diese Abzüge dürfen jedoch in keinem Fall den Teil der vor 
der Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkommen oder 
vom Vermögen übersteigen, der auf die Einkünfte, die in der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, 
oder auf das Vermögen, das dort besteuert werden kann, 
entfällt. 

b) Sind Einkünfte oder Vermögen einer in der Kirgisischen 
Republik ansässigen Person nach den Bestimmungen 
dieses Abkommens von der Steuer in der Kirgisischen 
Republik befreit, kann die Kirgisische Republik gleichwohl 
die von der Steuer befreiten Einkünfte oder Vermögens- 
werte bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Ein- 
kommen oder Vermögen der ansässigen Person berück- 
sichtigen. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen- 
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder 
belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam- 
menhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere 
hinsichtlich der Ansässigkeit unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des 
Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat 
ansässig sind. 

(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsange- 
hörige des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen, 
insbesondere hinsichtlich der Ansässigkeit, unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unter- 
nehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf 
im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung 
von Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätig- 
keit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertrags- 
staat ansässigen Personen personenbezogene Steuerfrei- 
beträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen zu gewähren, 
die er nur seinen ansässigen Personen gewährt. 


bb) ecnn OefleparnBHan PecnyönnKa lepMannH nocne koh- 
cytibTauMM yBeflOMnneT no flunnoMarnnecKnM Kana- 
naM o6 MHbix AoxoAax, k KOTopbiM OHa npeAnonaraer 
npnMSHRTb MOTOA HaxioroBoro aaHeta cornacHO noA- 
nyHKTy b). Abomhoo HaAorooöAOxeHne b OTHomeHun 
yKasaHHbix aoxoaob ycTpaHneTcn nyreM nattoroBoro 
sanera cornacHO noAnyHKTy b) c nepBoro ahh Ka/ien- 
Aapnoro roAa, cneAyKJLuero sa KaneHAapnbiM toaom, 
B KOTopoM öbino nepeAano yBeAOMneHne. 

2. ripMMeHMTenbHO K pesMAeHTy KbiprbiscKofi PecnyönwKn 
Hanorn ycTaHaBnnaaKiTcn CASAyroiAHM oöpasoM. 

a) Ecnn pesMAeHT KbiprbiscKoü PecnyöAUKn nonyHaei aoxoa 
MAM BnaAeei MMyiAecTBOM, Koropbie b cooTBeicTBnn c no- 
AoxeHMfiMM HacTOHLAero CornameHMfl Moryr oönaraTbcn 
nanoroM b cheAepainBHofi PecnyönnKe repMannfi, Kbiprus- 
CKan PecnyöAMKa noaBonnr: 

aa) BbiHecTb ns nanora na aoxoa atoro pesnAeHta cyMMy, 
paBHyio noAOXOAHOMy nanory, ynnaneHHOMy b ÖeAe- 
paTMBHOM PecnyöAMKe FepMaHUfi. 

bb) BbiHecTb M3 Hatiora na MMyiAecTBo aroro peanAeHta 
cyMMy, paBHyio nanory na MMyiAecTBO, BbinnaHeHHyio 
B cheAepaTMBHOM PecnyönnKe FepMaHMFi. 

3tM BblHOTbl B AtOÖOM CAynaO He AOAXHbl npeBblLUaib 
nacTb HaAora Ha aoxoa hau na HMyiuecTBo, Koiopan öbma 
MCHncAena b KbiprbiscKoü PecnyöAMKe ao npeAOCTaBAe- 
HMA BblHera, OTHOCALAerOCA K AOXOAy MAA AMyAieCTBy, 
KOTOpbIÄ, COOTBeTCTBeHHO, MOXGT OÖAaraTbCA HBAOtOM 
B cheAepaTMBHoÄ PecnyöAMKe FepMaHMA. 

b) Ecam corAacHo AroöbiM noAoxeHMAM HacTOAAiero Coraa- 
AjeHMA noAyneHHbiM aoxoa mam MMyAjecTBO peaMAöHTa 
KbiprbiacKOM PecnyöAMKM ocBo6o>KAaeTCA ot naAora b Kbip- 
rbiscKOM PecnyöAMKe, KbipruscKan PecnyöAMKa Moxei, 
TGM He MGHee, npM noAcnere cyMMu HaAora Ha ocraAbHyio 
HacTb AoxoAa mam MMyAjecTBa aioro pesMAeHta npMHATb 

BO BHMMaHMe OCBOÖOXAÖHHblM OT HBAOta AOXOA MAM MMy- 
AjeCTBO. 

CiaTbA 24 
HeflMCKpMMMHaUMA 

1. HaAMOHaAbHbie AMua floroBapABaraiAerocA focyuapcTBa 
He noABepraioTCA b ApyroM floroBapMBaroAreMCA FocyaapcTBe 
MHOMy MAM ÖOAee OÖpeMeHMTeAbHOMy HaAOrOOÖAOXeHMK), MAM 
CBASaHHOMy c HMM OÖASaieAbCTBy, HGM HaAOtOOÖAOXeHMK) MAM 
CBASaHHblM C HMM OÖASaTeAbCTBaM, KOTOpbIM nOABeptaiOTCA 
MAM MoryT noABepraibCA HauMOHaAbHbie AMpa aioro Apyroro 
IbcyaapcTBa npM lex xe oöcTOAreAbCTBax, b hbcthoctm, b ot- 
HOAJGHMM peaMAÖHTCTBa. HeCMOTpA Ha nOAOXGHMA CTaTbM 1 
HacTOAAjero CorAaAjeHMA, AaHHoe noAoxeHMe npMMeHAeicA 
TaKxe K AMuaM, hg abaaioajmmca peaMAöHTaMM hm OAHoro ms 
AoroBapMBaioAiMxcA FocyAapcTB. 

2. JlMLia öes rpaxAaHCTBa, ABAAioAjMecA pesMAeHtaMM flo- 
roBapMBaiOLAerocA IbcyAapcTBa, He noABepraioTCA hm b kbkom 
MS floroBapMBaioArMxcA FocyAapcTB MHOMy mam öoAee oöpeMe- 
HMTGAbHOMy HaAOtOOÖAOXeHMK), MAM CBASaHHOMy C HMM OÖA- 
SaieAbCTBy, HSM HaAOrOOÖAOXeHMIO mam CBASaHHbIM C HMM 
OÖASaTGAbCTBaM, KOTOpbIM nOABGpraiOTCA MAM MotyT noABGp- 
ratbCA HauMOHaAbHbie AMua AaHHoro rocyaapcTBa npM rex xe 
OÖCTOATeAbCTBaX, B HaCTHOCTM, B OTHOtASHMM peSMAeHTCTBa. 

3. HaAorooöAoxGHMe nocTOAHHoro ynpexAeHMA, KOTopoe 
npeAnpMATMe floroBapMBatoiAerocA FocyAapcTBa MMeer b Apy- 
roM floroBapMBaiOLAeMCA FocyuapcTBe, He aoaxho öbub MGHee 
ÖAarOnpMATHblM, HGM HBAOrOOÖAOXeHMe npeAnpMATMM STOrO 
Apyroro rocyaapcTBa, ocyiuecTBAAioLAMx noAoönyio AeAteAb- 
HOCTb B STOM APytOM FOCyABpCTBe. 3 tO nOAOXeHMG He AOAXHO 
MCTOAKOBbiBaTbCA KBK oöASbiBaioLAee flotoBapMBaiotAeecA Focy- 
AapcTBo npeAOCTaBAATb pesMAeHtaM Apyroro floroBapMBaio- 
LUerOCA FOCyAapCTBa KaKMe-AMÖO AMHHbie AbrOTbl, BblHeXbl M 
CKMAKM AAA UeAGM HaAOrOOÖAOXGHMA Ha OCHOBG MX tpaX- 
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(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1 , Artikel 1 1 Absatz 7 oder 
Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenz- 
gebühren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Ver- 
tragsstaats an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen 
an eine im erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug 
zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats gegenüber einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens unter den 
gleichen Bedingungen wie Schulden gegenüber einer im erst- 
genannten Staat ansässigen Person zum Abzug zuzulassen. 


(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden 
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Atiikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer 
Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Ab- 
kommen nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertrags- 
staats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von 
Artikel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. 
Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mittei- 
lung der Maßnahme unterbreitet werden, die zu einer dem 
Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 


(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zuständigen 
Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine 
dem Abkommen nicht entsprechende Besteuerung vermieden 
wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen- 
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht 
behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen dieses Artikels unmittelbar miteinander ver- 


flaHCKoro CTaryca nnn ceMewHbix oönaaTenbCTB, Koropbie oho 
npeflocTaB/ineT cbomm coöcTBeHHbiM pesnaeHTaM. 

4. 3a MCKjiiOHeHMeM cnyHaes, KorAa npnMeHFUOTcn no- 
noxeHMfi nyHKTa 1 craibn 9, nyHKxa 7 CTaxbn 11 mam nyHKia 6 
CTaibM 12, npOUeHTbl, POHATM H APytne BblAAaTbl, npOMS- 
BOAHMbie npeAnpHATMOM floroBapnaarotAerocA FocyAapcTBa 
pesMAOHTy Apyroro floroBapnsaioLuerocA FocyAapcTBa, aoa>k- 
Hbi aah ueAeÄ onpeAeAeHMH HaAorooöAaraeMOM npnöbiAM ra- 
Koro npeAnpMATMA noAAexaTb BbNery Ha rex xe caMbix 
yCAOBMAX, KaK eCAM 6bl OHM BbinAaHMBaAMCb peSMAOHTy nep- 
Boro ynoMAHyroro FocyAapcTBa. AHaAotMHHo AioöaH saAOA- 
xeHHocTb npeAnpMHTMA floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcTBa 
pesMAOHTy Apyroro floroBapMBaK)LAerocA FocypapcTBa AOAXHa 
aaa ueAeM onpeAeAeHMA HaAorooöAaraeMoro MMyiuecTBa 
3Toro npeAnpMATMA noAAexaTb BbineTy Ha Tex xe caMbix 
ycAOBMAX, HTO M saAOAxeHHOCTb pesMAOHTy nepBoro yno- 
MAHyToro IbcyaapcTBa. 

5. ripeAnpMATMA florosapMBaioLAerocA FocyAapcTBa, xanM- 
TaA KOTOpblX nOAHOCTbtO MAM HaCTMAHO npMHaAAOXMT OAHOMy 
MAM HeCKOAbKMM peSMAOHTaM AMÖO OpAMO MAM KOCBOHHO KOH- 
TpOAMpyeTCA OAHMM MAM HeCKOAbKMMM peSMAOHTaMM APytOrO 
floroBapMBaiOLAerocA FocyAapcTBa, He noAsepraioTCA b nep- 
BOM ynoMAHyTOM FocyAapcTBe MHOMy mam öoAee oöpeMeHM- 
TeAbHOMy HaAOrOOÖAOXeHMK), MAM CBASaHHOMy C HMM OÖASa- 
TeAbCTBy, HeM HaAOrOOÖAOXeHMK) MAM CBASaHHblM C HMM OÖA- 
saTeAbCTsaM, kotophm noAsepraroTCA mam MoryT noAsep- 
raTbCA ApyrMe noAOÖHbie npeAnpMATMA aToro nepBoro ynoMA- 
HyToro FocyAapcTBa. 

6. HecMOTpA Ha nonoxeHMA CTaTbM 2 HacTOAtuero Corna- 
meHMA, nOAOXeHMA HaCTOAlUeM CTaTbM npMMeHAKJTCA K HaAO- 
raM AKDöoro poAa m sMAa. 

CTaTbA 25 

ripoLieflypa BsaMMHoro corAacoaaHMA 

1. Ecam amuo CAMTaeT, ATo AeMCTBMA floroBapMBaioLAerocA 
FocyAapcTBa mam oöomx m3 hmx apmboaat mam npMseAyT k Ha- 
AorooöAoxeHMK) no oTHomeHMio k HeMy, KOTopoe He coot- 
BeTCTByeT HacTOAiueMy CorAameHMio, to oho moxot, öea 
yiAepöa aaa npaeoBbix cpeACTs saiAMTbi, npeAycMOTpeHHbix 
HauMOHaAbHbiM saKOHOAaTOAbCTBOM 3TMX iöcyAapcTB, npOA" 
CTaBMTb saABAeHMe no cBoeMy AeAy aaa paccMOTpeHMA kom- 
neTOHTHOMy oprany Toro floroBapMBaraiAerocA FocyaapcTBa, 
peSMAOHTOM KOTOpOrO OHO ABAAOTCA, a B CAyAaO, eCAM ero 
AOAo noAnaAaeT noA AeücTBMe nyHKTa 1 cTaTbM 24 na- 
CTOALuero CorAameHMA, KOMneTOHTHOMy oprany Toro floroaa- 
pMBaioLAerocA FocyAapcTBa, HauMOHaAbHWM amuom KOToporo 
OHO ABAAOTCA. SaABAOHMe HO ABAy AOAXHO ÖblTb OpeACTa- 
BAOHO B TeAOHMe TpeX ABT C MOMOHTa OepBOrO yBOAOMAeHMA 0 
AOMCTBMM, npMBeALUeM K HaAOrOOÖAOXeHMK), KOTOpOO HB COOT- 
BeTCTByeT noAoxeHMAM HacTOALpero CorAameHMA. 

2. Ecam yKasaHHbiM KOMneTeHTHbiM opraH cohtbt Bospa- 

XeHMB OÖOCHOBaHHbIM M CaM HO B COCTOAHMM OpMMTM K yAO- 
BAeTBopMTBAbHOMy peujeHMK), TO OH öyAOT cTpBMMTbCA ypory- 
AMpoBaTb abao AyTOM corAacoBAHMA c KOMneTBHTHbiM opra- 
HOM Apyroro floroBapMBafOLAerocA FocyAapcTBa takmm oöpa- 
30M, HTOÖbl MSÖeXaTb HaAOrOOÖAOXOHMA, HO COOTBBTCTByK)- 
LAero HacTOALAOMy CorAaujoHMio. flocTMrHyToe nyTOM coraaco- 
BAHMA yperyAMpOBAHMO AOAXHO BblAOAHATbCA, HBCMOTpA HA 
CpOKM, yCTAHOBAeHHbie HaUMOHAAbHblM SaKOHOAaTBAbCTBOM 
floroBapMBaioAtMxcA FocyaapcTB. 

3. KoMAOTeHTHbie opraHbi floroBapMBaKjutMxcA FocyaapcTB 
öyAyT cTpeMMTbCA ycTpaHATb no BsaMMHOMy coraacMK) TpyA- 
HOCTM MAM COMHeHMA, BOSHMKAIOAtMe OpM TOAKOBAHMM MAM 
npMMBHBHMM HACTOAUrerO CorAAAieHMA. OhM MOryT TAKXe KOH- 
CyAbTMpOBATbCA O TOM, KAK MSÖeXAHMe ABOMHOrO HAAOrOOÖAO- 
XeHMA MOXOT ÖblTb AOCTMrHyTO B CAyABAX, KOTOpblB HB paCCMa- 
TpMBaKJTCA HaCTOAATMM CorAaujoHMeM. 

4. KoMAOTeHTHbie opraHbi floroBapMBatoAtMxcA FocyaapcTB 
MoryT BCTynaTb b npAMbie KOHTaKTbi Apyr c ApyroM, bkaktaba 
COSAaHMe COBMeCTHOM KOMMCCMM, AABHaMM KOTOpOM MOfyT 
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kehren, gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen oder ihren 
Vertretern bestehende gemeinsame Kommission. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkom- 
mens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
betreffend die unter das Abkommen fallenden Steuern 
erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der 
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. 
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind 
ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatlichen 
Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen 
nur den Personen oder Behörden (einschließlich der Gerichte 
und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, 
die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder 
Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst 
sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die Informationen 
nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen 
in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichts- 
entscheidung offen legen. 


(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 

Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen und der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen 
Vertragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsver- 
fahren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffent- 
lichen Ordnung widerspräche. 


Artikel 27 

Mitglieder diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

(1) Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und kon- 
sularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder aufgrund besonderer Übereinkünfte 
zustehen. 

(2) Soweit Einkünfte oder Vermögen im Empfangsstaat 
wegen der den Mitgliedern diplomatischer Missionen und kon- 
sularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts oder aufgrund besonderer zwischenstaatlicher 
Übereinkünfte zustehenden steuerlichen Vorrechte nicht 
besteuert werden, steht das Besteuerungsrecht dem Entsende- 
staat zu. 

(3) üngeachtet des Artikels 4 gilt eine natürliche Person, die 
Mitglied einer diplomatischen Mission oder einer kon- 
sularischen Vertretung eines Vertragsstaats ist, die im anderen 
Vertragsstaat oder in einem dritten Staat gelegen ist, für die 
Zwecke dieses Abkommens als im Entsendestaat ansässig, 
wenn sie 


öbiTb cäMM KOMneteHTHbie opraubi unn nx npeflCTaBnrenn, 
B uejiFix flocTMxeHMH cornacoBaHMR b noHUMaHun npeflbi- 
flymnx nyHKTOB HacToniueM cTatbu. 

CTaTbn 26 

OOmoh MHC|}OpMaUMeM 

1. KoMnereHTHbie opraHbi floroBapuBaroiunxcn focyflapcTB 
oöMeHMBaioTcn tom MHctJopMauneß, Koropan HeoöxoflMivia ann 
ocymecTBneHMH HacTonmero CornaujeHnn mv\ HaunoHanbuoro 
saKOHoaaTe/ibCTBa floroBapnBarotanxcn rocyaapcTB b oiHoiue- 
HMM HanoroB, noanaaaKDLUMx noa aeßcTBne HacToniaero Co- 
raameHMfl, ecnn lonbKo BbiTeKaioiaee na aroro aaKouoaa- 
TenbCTBa HanorooönoxteHne ue npoTnsopeunT HacioniaeMy 
CoraaiaeHmo. OöMen MHcfiopMauMeM He orpaHMHMBaeTcn nono- 
xeHMHMM CTaTbM 1 HacTOFnaero CoraaiaeHMFi. flioöaH nonyHeu- 
Han floroBapMBaK)LanMcn focyaapcTBOM MHct3opMauMfl aoaxua 
CHMTaTbCn KOHCjjMaeHUMaabHOM TaK >Ke, KaK MHCjDOpMaLlMn, 
noayHaeMan Ha ocHOBannM HauHOHanbHoro saKOHoaaTeabCTsa 
3Toro rocyaapcTBa, m moxot öbiTb npeaocTaB/ieHa ToabKo 
nMuaM nnM oprauaM (BKaronan cyabi m aawMHMCTpaTMBHbie 
opraHbi), KOTopbie sauMMaioTCFi HanncaeHMeM v\ni/\ BSHMaHweM 
HanoroB, npMHyaMtenbHbiM BSbicKaHMeM mv\ yroaoBHbiM 
npecneaoBaHMeM, jimöo npMHHTMeM peiaeHMvi no Boapaxe- 
HHHM n xaaoöaM b oTHoiaeHMM nanoroB, noanaaaioLanx noa 
aeticTBMe HacTOfnaero CoraaiaeHMn. Gth nMua mhm opraHbi 
Moryt McnonbaoBatb nHcpopMaamo TonbKo b yKaaaHHbix ue- 
nax. Ohm Moryr pacKpusarb aannyio MHcttopMauMio b xoae 
OTKpbiTbix cyaeöHbix saceaaHMM MHM B cyaeöHbix petaeHMnx. 

2. Hm b KaKOM caynae noaoxeHMa nyHKia 1 HacToaiaero 
CoraaiaeHMn He aoaxHW ToaKOBaxbcn KaK oSnabisatoiaMe 
floroBapMBaioLaeecn IbcyaapcTso: 

a) npoBoaMTb aan npeaocTasaeHMn MHcfiopMaLiMM aawMHM- 
CTpaTMBHbie Mepbi, npoiMBopenaiaMe aaKOHoaareabCTBy 
MaM aaMMHMCTpaTMBHOM npaKTMKe aroro MaM apyroro Ao- 
roBapMBaiotaerocn IbcyaapcTsa; 

b) npeaocTaBantb MHcjaopMauMio, Koiopyto Heaban noayuMTb 
no aaKOHoaareabCTBy MaM b xoae göbihhom aawMHMCTpa- 
TMBHOM npaKTMKM oToro MaM apytoTo AotoBapMBaiotaerocn 
focyaapcTBa; 

c) npeaocraBanTb MHcjDopMaLiMio, Koropan pacKpbiBaaa öw 
KaKyio-aMöo roproByio, npeanpMHMMareabCKyto, npoMbi- 
laaeHHyto MaM npocpeccMOHaabHyio raMHy aMöo roproBbiM 
npouecc, MaM MHcfiopMauMio, pacKpwTMe KoropoM npoTM- 
BopeHMao 6bi rocyaapcTBeHHOM noaMXMKe (oöiaecTBeHHOMy 
nopnaKy). 

Cxarbn 27 

CoTpyaHMKM aMnaoMaTMHecKMX npeacraBMTeabCTB 
M paÖOTHMKM KOHCyabCKMX yHpBXaeHMM 

1. noaoxeHMa Hacroniaero CoraaiaeHMn He aarparMBaioT 
HaaoroBbix npMBMaetMM, npeaocraBaneMbix corpyaHMKaivi aM- 
naoMaiMHecKMx npeacraBMieabCTB m paöoxHMKaM KOHcyab- 
CKMX ynpeXaeHMM B COOTBerCTBMM c oölummm HopMaMM Mex- 
aynapoaHoro npaaa MaM Ha ocHOBaHMM cneuMaabHbix coraa- 
laeHMM. 

2. EcaM aoxoabi Man MiviyiaecTBO b focyaapcTBe npeöbi- 
BaHMn He oöaaraioTcn HaaoroM b CMay HaaoroBbix npMBMaerMM, 
npeaocraBaneMbix corpyaHMKaM aMnaoMarMuecKMX npeacra- 
BMTeabCTB M paÖOTHMKaM KOHCyabCKMX ynpeXaeHMM B COOT- 
BercTBMM c oöiuMMM HopMaMM MBxayHapoaHoro npaBa MaM Ha 
ocHOBaHMM cneuMaabHbix coraaiaeHMM, ro npaBo naaorooöao- 
xeHMn MMeer aKKpeaMryioiaee IbcyaapcTso. 

3. HecMorpn Ha noaoxeHMa crarbM 4 Hacroniaero Co- 
raaiaeHMn, 0M3MHecKoe aMLio, nBanioateecn corpyaHMKOM aM- 
naoMaTMHecKoro npeacraBMTeabCTBa MaM paöoTHMKOM koh- 
cyabCKoro ynpexaeHMn AoroBapMBaioaterocn focyaapcTBa, 
pacnoaoxeHHoro b apyroM AorosapMBaioLaeMcn rocyaapcTBe MaM 
B rperbeM focyaapcTBe, cHMraercn peaMaeHroM axKpeaMry- 
loiaero focyaapcTBa, ecaM oho: 
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a) nach dem Völkerrecht im Empfangsstaat mit Einkünften aus 
Quellen außerhalb dieses Staates oder mit außerhalb dieses 
Staates gelegenem Vermögen nicht steuerpflichtig ist und 


b) im Entsendestaat den gleichen Verpflichtungen bezüglich 
der Steuer von ihrem gesamten Einkommen oder vom Ver- 
mögen unterworfen ist wie die in diesem Staat ansässigen 
Personen. 

(4) Dieses Abkommen gilt nicht für internationale 
Organisationen, ihre Organe oder Beamten und für Personen, 
die Mitglieder einer diplomatischen Mission oder einer kon- 
sularischen Vertretung eines dritten Staates sind und die sich in 
einem Vertragsstaat aufhalten und in keinem der Vertrags- 
staaten für die Zwecke der Steuern vom Einkommen oder Ver- 
mögen als ansässig gelten. 


Atiikel 28 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden werden so bald wie möglich aus- 
getauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten 
anzuwenden: 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten 
ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens ist das Abkommen 
vom 24. November 1981 der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Kirgisischen Republik nicht mehr anzuwenden auf die Steuern, 
für die dieses Abkommen nach Absatz 2 anzuwenden ist. 


Atiikel 29 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des 
Inkrafttretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem 
anderen Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich 
kündigen. Als Kündigungsdatum gilt der Tag des Eingangs der 
Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. In diesem Fall ist 
das Abkommen nicht mehr anzuwenden 


a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1 . Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das 
auf das Kündigungsjahr folgt. 


a) cornacHo MexflyHapoflHOMy npaey b FocyaapcTBe npeöbi- 
BaHMH He nofl/ie>KMT HanorooönoxeHmo b OTHomeHMn flo- 
xoflOB M3 MCTOHHHKOB 3a npeflenaMH sToro locyAäpcTBa muh 
MM ymecTBa, pacnoaoxeHHoro 3a npeflenaMM aroro Focy- 
flapcTBa, M 

b) B aKKpeflmyioLueM FocyflapciBe noABepraerca tom xe o6- 
aaaHHocTHM b oTHomeHMM HaaorooöAoxeHMa ero coBOKyn- 
Horo AoxoAa mam ero MMyiuecTBa, kbk ni/\u,a, HBjiHKiLAMecH 
pesMAeHTaMM aroro PocyAapcTBa. 

4. HacToaiuee CornameHHe He npHMeHHeicH hm k MexAy- 
HapoAHbiM opraHMaauMHM, mx opranaivi mjim AoaxHocTHbiM am- 
UaM, HM K AMUaM, KOTOpbie HBAAKaiCA COTpyAHMKBMM AMHAO- 
MaiMHeCKMX npeACTaBMTBAbCTB MAM paÖOTHMKBMM KOHCyAb- 
CKMx ynpexACHMM Tpetbero focyAapcTBa m npeöbiBaioT b flo- 
roBapMBaioLAeMCH FocyAapcTBe, m Koropbie aaa ueAeM hbao- 
rooöAoxeHMH AoxoAOB M MMyiAecTBa He cHMTatoTca peaMAen- 
TaMM HM OAHOrO M3 flOrOBapMBaiOLAMXCH IbcyaapcTB. 

CTaTbn 28 
BcTynneHMe b CMAy 

1. HacTOALuee CorAameHMe noAAexMT paxMcjDMKauMM; oöivieH 
paTMCfjMKaUMOHHblMM rpaMOTaMM COCTOMTCA B B03M0XH0 KO- 
pOTKMe CPOKM. 

2. HacTOALuee CorAameHMe BciynMT b cMAy b AeHb oöMeHa 
paTMCjtMKaUMOHHblMM rpaMOTaMM, M erO AOAOXeHMA ÖyayT npM- 
MeHATbCA B oöoMx flopOBapMBaioLAMxcA löcyAapcTBax: 

a) B OTHomeHMM yAepxMBaeMwx y MCTOHHMKa HaaoroB - k cyM- 
MaM, KOTOpbie BblAAaHMBaiOTCA 1 AHBapA AMÖO AOCAO 1 AH- 
BapA KaABHAapHoro roAa, CAeAyioiAero aa roAOM, b koto- 
poM CorAameHMe BcrynMAO b CMAy; 

b) B OTHOmeHMM npOHMX HaAOrOB - K CyMMBM HBAOrOB, KOTO- 
pbie B3MMaiOTCA 3a AepMOA, HaHMHaA C 1 AHBapA KaABH- 
AapHoro roAa, CABAyioiuero 3a toaom, b kotopom CorAa- 
meHMe BCTynMAO B CMAy. 

3. C BCTynABHMeM HacTOAiAero CorAameHMA b CMAy CorAa- 
meHMe Coioaa COBBTCKMX COÜMaAMCTMHeCKMX PeCnyÖAMK M 
OeAspaTMBHOM PecnyöAMKM TepMaHMM o6 MsöexaHMM abom- 
Horo HaAorooöAoxeHMA aoxoaob m MMyiAecTBa, noAnMcaHHoe 
24 HOAöpA 1981 roAa, b oTHomeHMAx MexAy OeAepaxMBHOM 
PecnyöAMKOM PepMaHMA m KbiprbiacKOM PecnyöAMKOM nepe- 
CTaeT npMMOHATbCA no OTHOmeHMK) K HanOraM, K KOTOpbIM 
COrAaCHO AOAOXBHMAM CTaXbM 2 npMMBHAeTCA HaCTOALUee 
CorAameHMe. 


CxaTbA 29 

npeKpaiueHMe abmctbma 

HacTOALAee CorAameHMe aaKAioHaeTCA Ha HeonpeAeAen- 
HbiM cpoK, oAHaKo KaxAOB M3 floroBapMBaioLAMxcA PocyAapcTB 
nocAe MCTeneHMA aatm abt c Aaxbi BCTynneHMA nacTOAiAero 
CorAameHMA b CMAy moxbt ASHOHCMpoBaTb ero nyxeM AMCb- 
MeHHoro yBBAOMAOHMA ApyroTo floroBapMBaiOLAerocA TocyAap- 
CTBa no AMnnoMaxMHecKMM KaHanaM hb noaAHee hbm ao 30 
MioHA Aioöoro KaneHAapHoro roAa. flaxoM ASHOHcauMM chm- 
xaexcA ASHb nonyHeHMA ApyrMM floroBapMBaiOLAMMCA Focy- 
AapcxBOM xaKoro yBBAOMneHMA. B xakom cAynae HacxoAiAee 
CorAameHMe hb aoaabxmx AanbHeMmeMy npMMeHeHMto: 

a) B oxHomeHMM yAepxMBaeMwx y McxoHHMKa HanoroB - k cyM- 
MaM, Koxopbie BbinnaHMBaioxcA 1 AHaapa amöo nocne 1 AH- 
BapA KaneHAapHoro roAa, cneAyioiAero 3a roAOM, b koxo- 
poM aaABAeHo o AenoHcauMM CornameHMA; 

b) B OTHomeHMM npoHMx HanoroB - k cyMMaM HanoroB, ko- 
xopbie B3MMaioxcA 3a nepMOA, HaHMHaa c 1 ahbapa KaneH- 
AapHoro roAa, cneAyioLAero aa roAOM, b KoxopoM aaABneHo 
0 AeHOHcaüMM CornameHMA. 


Drucksache 16/2706 


- 26 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Geschehen zu Bischkek am 1. Dezember 2005 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher, kirgisischer und russischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei 
unterschiedlicher Auslegung des deutschen und des 
kirgisischen Wortlauts ist der russische Wortlaut maßgebend. 


CoBepiueHO b r. BmuKeKe 1 fleKabpn 2005 roAa b flByx 
3K3eMnnHpax, KaxAWM Ha HeivieuKOM, KbipruscKOM h pyccKOM 
HSblKaX, npHHSM BCe TeKCTbl HBAHIOTCH ayTeHTMHHbIMM. flpH 
paajiHHHOM TOAKOBaHMM HeMeuKoro H KbiprbiacKoro tskctob 
TeKCT Ha pyccKOM H3biKe öyAeT cHMTaxbCH onpeAeriHiOAjHM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cPeAepaTMBHyK) Pecny6nnKy lepiviaHHH 
Franz Eichinger 

Für die Kirgisische Republik 
3a KbiprbiacKyto PecnyönMKy 
A. Shaparow 
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Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
und zur Verhinderung von Steuerhinterziehungen 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 1 . Dezember 2005 


□poTOKon 

K comaLueHMK) 

Me>Kfly OeflepaTi/iBHOM PecnyönnKOM repMaHun 
M KbiprbiacKOM PecnyöJii/iKOM 
o6 MsöexaHi/iM flBotiHoro HanorooönoKeHi/ia 
M npeAOTBpaiiteHm/i yKnoHeHi/ia ot HanorooönoKeHna 
B OTHOliJeHMM HanOfOB Ha flOXOflbI M l/IMymeCTBO 
OT 1 fleKaöpa 2005 rofla 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Kirgisische Republik 
haben ergänzend zum Abkommen vom 1 . Dezember 2005 zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung von 
Steuerhinterziehungen auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen die nachstehenden Bestimmungen 
vereinbart: 

1 . 

Der Ausdruck „Gebietskörperschaften“ umfasst in der Bundes- 
republik Deutschland auch die Länder. 


2. Zu den Artikeln 6 bis 22: 

a) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividenden, 
Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Ein- 
künften im Abzugsweg erhoben, so wird das Recht des erst- 
genannten Staates zur Vornahme des Steuerabzugs zu dem 
nach seinem innerstaatlichen Recht vorgesehenen Satz 
durch das Abkommen nicht berührt. Die im Abzugsweg 
erhobene Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen zu 
erstatten, wenn und soweit sie durch das Abkommen 
ermäßigt wird oder entfällt. 

b) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des dritten 
auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugssteuer auf 
die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen Ein- 
künfte folgenden Jahres eingereicht werden. 

c) Ungeachtet des Buchstabens a wird jeder Vertragsstaat Ver- 
fahren dafür schaffen, dass Zahlungen von Einkünften, die 
nach dem Abkommen im Quellenstaat keiner oder nur einer 
ermäßigten Steuer unterliegen, ohne oder nur mit dem 
Steuerabzug erfolgen können, der im jeweiligen Artikel vor- 
gesehen ist. 


d) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die 
Ansässigkeit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

e) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Einver- 
nehmen die Durchführung dieser Bestimmungen regeln und 
gegebenenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im 
Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -be- 
freiungen festlegen. 


OeflepaTMBHan PecnyönnKa FepMaHUfi m KbiprbiscKan Pecny- 
öniAKa B flonoriHeHMe k CornameHmo o6 nsöexaHnn flBoÜHoro 
HanorooönoxeHMB n npeflOTBpatueHun yKnoHeHun ot Hanoro- 
oönoxeHMfi B oTHomeHMM HanoroB na floxoflbi n mviymecTBo 
OT 1 fleKaöpn 2005 rofla cornacoBajin cneflyrotnne nonoxeHMfi: 

1 . 

ripMMeHMTenbHo K cpeflepaTMBHOM PecnyöTiMKe repMaHun Tep- 
MMH «aAMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpHanbHbie OÖpaSOBaHMFI» BKniO- 
HaeT cjjeAepanbHbie ssmam. 


2. K CTaTbflM 6-22 

a) Ecam b floroBapMBaiOLAeMCFi focyAapcTBe HaAorn c ambm- 
ABHaob, npoueHTOB, ponnTn mam hhbix aoxoaob, noAy- 
HaeMbix pesMAeHTOM Apyroro AoroBapnBaioAierocH Focy- 
AapcTBa, BSMMaiOTCA nyTSM yAepxaHMA, to npaao nepaoro 
ynoMAHyToro focyAapcTBa Ha apomsboactbo yAepxaHMA 
HaAora no cTaBKe corAacHo ero HauMOHaAbHOMy sakoho- 
AaTeAbCTBy CorAatAeHMOM He saTparMBaeTCA. HaAor, bsm- 
MaeMbiM nyTBM yAepxaHMA, no saABAeHMio HanororiAa- 
TeAbAtMKa noAAexMT BosepaTy TonAa m nocTOAbKy, KorAa m 
nocKOAbKy OH B CMAy CorAameHMA yMenbrnaeTCA am 6 o 
OT naAaex 

b) SaABAeHMA Ha HaAOrOBbIM BOSBpaT nOAaiOTCA ao mctb- 
HeHMA TpeTbero roAa, CAeAyrourero sa KaAOHAapHbiM roAOM, 
B KOTopoM ycTanaBAMBaioTCA HaAOTM, yAepxMBaeMbie y 

MCTOHHMKa C AMBMAeHAOB, ApOUeHTOB, pOAATM MAM MHblX 
AOXOAOB. 

c) HecMOTpA Ha noAoxeHMA noAnyHKTa a) HacTOAiuero nyHK- 
Ta, KaxAoe AoroBapMBaioAjeecA ibcyAapcTBo öyAeT cosAa- 
BaTb npOUeAypbl AAA TOrO, HTOÖbl BblAAaTa AOXOAOB, co- 
rAacHO CorAameHMio ne noAAexaujMX HaAorooöAOxeHMio 
B rocyAapcTBe-MCTOHHMKe aoxoaob mam noAAexatAMx b hom 
yMeHbmeHHOMy naAorooöAOxeHMio, öyayT ocyutecTBAATbCA 
öes yAepxaHMA HaAora mam c yAepxaHMSM AMujb HaAora, 
npeAycMOTpeHHoro b cooTBeTCTByrouteM cTaTbe CorAame- 

HMA. 

d) AoroBapMBaioAteecA focyAapcTBo, b kotopom boshmkam 
A oxoAbi, MoxeT noTpeöoBaTb noATsepxAeHMA KOMneTOHT- 
Horo opraHa o pesMAeHTCTBe b ApyroM AoroBapMBaioAteMCA 
focyAapcTBe. 

e) KoMneTeHTHbie opraHbi no BsaMMHOMy corAacMio MoryT 
yperyAMpoBaTb npMMeHeHMe HacTOAAjMx noAoxeHMM m, no 
HeoöxoAMMocTM, ycTaHaBAMBSTb MHbie npoüOAypbi no peaAM- 
sauMM HaAoroBbix cHMxeHMM MAM ocBoöoxAeHMM, npsAyc- 
MOTpeHHblX CorAatAOHMeM. 
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3. Zu den Artikeln 6 bis 23: 

a) Das Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 

aa) einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften zur Verhinderung der Steuerumgehung 
oder Steuerhinterziehung anzuwenden; 

bb) die Bundesrepublik Deutschland, die Beträge zu 
besteuern, die nach dem Vierten Teil des deutschen 
Außensteuergesetzes in die Einkünfte einer in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässigen Person 
einzubeziehen sind. 

b) Führen die Bestimmungen des Buchstabens a zu einer 
Doppelbesteuerung, konsultieren die zuständigen 
Behörden einander nach Artikel 25 Absatz 3, wie die 
Doppelbesteuerung zu vermeiden ist. 


4. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine Geschäftstätigkeit aus, so werden die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags sondern 
nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der 
tatsächlichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der 
Betriebsstätte zuzurechnen ist; 

b) Hat ein Unternehmen eine Bethebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Aus- 
rüstungen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Auf- 
trägen, die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der 
Grundlage des Gesamtvertragspreises sondern nur auf der 
Grundlage des Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich 
von der Betriebsstätte in dem Vertragsstaat durchgeführt 
wird, in dem die Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der 
Lieferung von gewerblichen, kaufmännischen oder 
wissenschaftlichen Ausrüstungen an die Betriebsstätte oder 
Gewinne im Zusammenhang mit dem Teil des Vertrages, der 
in dem Vertragsstaat durchgeführt wird, in dem der Sitz des 
Stammhauses des Unternehmens liegt, können nur in 
diesem Staat besteuert werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer 
oder technischer Art oder für Konstruktionsverträge ein- 
schließlich dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- 
oder Überwachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die 
Artikel 7 oder Artikel 14 des Abkommens anzuwenden ist. 


d) Kein Abzug wird für Beträge zugelassen, die von der 
Betriebsstätte (außer zur Erstattung tatsächlicher Aus- 
gaben) an das Stammhaus oder an eine andere Betriebs- 
stätte dieses Unternehmens gezahlt werden oder der 
Betriebsstätte vom Stammhaus oder von einer anderen 
Betriebsstätte dieses Unternehmens in Rechnung gestellt 
werden in Form von 

aa) Lizenzgebühren oder ähnlichen Vergütungen für die 
Nutzung von Patenten oder anderen Rechten, 

bb) Vergütungen für besondere Dienstleistungen oder 
Managementleistungen oder 


3. K CTaTbnM 6-23 

a) CornaLueHne Henban MCTOJiKOBbisaTb, öyaio oho npe- 
nftTciByer: 

aa) npMMeHeHMK) floroBapHBaioiuMMCfi FocyflapcxBOM 
ero HauMOHanbHbix npaaoBbix aKioB no npeflOT- 
BpaineHMK) yxofla ot HanorooönoxeHMH ntiM yKjio- 
HeHMH OT ynnatbi nanoroB; 

bb) Hanorooö/ioxeHMK) OeflepatHBHOM PecnyöriMKOM Fep- 
MaHMH cyMM, KOTopbie cornacHo HeTBeproM hbctm 
SaKOHa cpeflepaTHBHOM PecnyöriMKM [epMaHMn o 
BHeujHMx Hanorax noflnexai BKnioHeHMio b aoxo- 
Abi pesMAeHTa cheAeparnBHOM PecnyöAMKn Fepiuia- 

HMH. 

b) Ecah nonoxeuMH noAnyHKia a) HacToniAero nyHKia ae- 
AyT K ABOMHOMy HajtOrOOÖAOXeHMK), TO KOMneTOHTHbie 
OpraHbl B COOTBeTCTBMM C nOAOXeHMHMM nyHKTa 3 
CTaTbM 25 CornameHMH BCTynaioT bo BsanMHue 
KOHCyAbTaUMH 0 MBTOAAX HSSeXaHMH TaKOrO ABOHHOrO 
HaAOrOOÖAOXeHMH. 

4. K CTaTbe 7 

a) Ecnn npeAnpMHTMe floroBapMBaKDurerocn FocyAapcTBa npo- 
AaeT naAetiMH mam Toaapbi nepea nocTOHHHoe yupexAe- 
Hwe B ApyroM floroBapHBarauteMCfi FocyAapcTBe mau ocy- 
AteCTBAHeT B HBM KOMMepHeCKyKJ ASATeAbHOCTb, TO CyM- 
Mbi npMöbiAM AaHHoro nocTOHHHoro ynpexAeHMA hchmcaa- 
lOTCA He Ha ocHOBe BbipyueHHOM npeAnpMATMeM npM 3 tom 
COBOK ynHOM CyMMbl, a AMUJb Ha OCHOBe TOH CyMMbl, KOTO- 
pan MoxeT öwTb oTHecena k cjtaKTMHecKOH npoAaxHoü mam 
KOMM epnecKOH AenTeAbHocTM nocTOAHHoro ynpexAeHMH. 

b) Ecah npeAnpMHTMe HMeeT nocTOHHHoe ynpexAeHMe b Apy- 
roM floroBapHBaiOLLieMCH FocyuapcTBe, to cyMMbi npMöbiAM 
AaHHoro nocTOAHHoro ynpexAeHMH, noAyHenHbie ah6o b cba- 
3H C KOHTpaKTBMM, B HBCTHOCTM, 0 OpOeKTHpOBaHHM, AO- 
CTaBKe, MOHTaXe hau CTpOHTeAbCTBe npOMblAJAeHHOrO, 
KOMMepnecKoro hah naynHoro oöopyAOBaHHA hah oöteKTa, 
AHÖO B CBA3H C TOCyAapCTBeHHblMH 3aKa3aMH, HCHHCAA- 
lOTCA He Ha OCHOBe COBOKynHOH UeHbl KOHTpaKTa, a AHUJb 
Ha OCHOBe TOH HaCTH KOHTpaKTa, KOTOpan CttaKTHHeCKH 
BbinOAHABTCH nOCTOAHHblM yHpeXAeHHBM B TOM flOrOBapH- 
BaioAteMCH FocyAapcTBe, b kotopom oho pacnoAoxeno. CyM- 
Mbl npHÖblAH OT nOCTBBKH npOMbl AJAOHHOrO, KOMMepHOC- 
Koro HAH HayHHoro oöopyAOBaHHH nocTosHHOMy ynpex- 

AÖHHIO HAH CyMMbl npHÖblAH B CBA3H C TOH HaCTbK) KOH- 
TpaKTa, KOTOpan BbinOAHHeTCA B TOM flOrOBapHBaiOLAeMCA 
FocyAapcTBe, b kotopom naxoAHTcn MecTonaxoxAeHHe ro- 
AOBHoro noApaBABAeHHA npeAnpHHTHH, MoryT oöAaraTbcn 
HBAOrOM TOAbKO B 3T0M lÖCyAapCTBe. 

c) Bo3HarpaxAeHHA aa TexHHHecKne ycAyrn, BKAioHan ana- 
AHTHHecKHe paapaöoTKH hah npoeKTbi Hayunoro, reoAorn- 
HecKoro AHÖO TexHHHecKoro xapaKTepa, aa KOHTpaKTbi o 
KOHCTpyKLIHH, BKAIOHaH npHHaAAeXaiAHe K HHM HepTeXH, 
HAH 3a ASHTeAbHOCTb nO KOHCyAbTHpOBaHHK) HAH HaASOpy 
(MOHHTOpHHry) CHHTaiOTCH B03HarpaXAeHHHMH, K KOTOpbIM 
npHMOHHIOTCA AOAOXeHHH CTATbH 7 HAH CTATbH 14 COTAa- 
meHHH. 

d) Fle AonycKaeTCH BbineT cyMM (aa HCKAioneHHeM cyMM bo 3- 
MeiASHHA CttaKTHHeCKHX paCXOAOB), KOTOpbie nOCTOHHHbIM 
ynpexAeHHOM BbinAauHBaKiTCA roAOBHOMy noApaaAöAe- 
HHK) HAH ApyroMy nocTOHHHOMy ynpexAeHHio Aannoro 
npeAnpHHTHH hah KOTopbie roAOBHbiM noApaaAeAeHHeM 
HAH APyrHM nOCTOHHHbIM yMpeXAeHHOM 3T0r0 npeAnpHH- 
THH HaHHCAHIOTCH nOCTOHHHOMy yHpeXAeHHK) B BHAe: 

aa) poHATH H noAoöHbix B03HarpaxAeHHH 3a noAbaoBa- 
HHe naTBHTaMH hah ApyrHMH npaaaMH, 

bb) BosHarpaxABHHH aa oKaaaHne cneunaAbHbix ycAyr 
HAH ycAyr no MeueAXMeHTy ahöo 
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cc) Zinsen für ein der Betriebsstätte gewährtes Darlehen, 
sofern es sich nicht um Bankunternehmen handelt. 

5. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 10 und 11 können Dividenden und 
Zinsen, die aus der Bundesrepublik Deutschland stammen, 
nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden, wenn sie 

a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung, ein- 
schließlich der Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter oder der Ein- 
künfte aus partiarischen Darlehen oder Gewinnobligationen 
im Sinne des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutsch- 
land, beruhen und 


b) bei der Ermittlung der Gewinne des Schuldners der 
Dividenden oder Zinsen abzugsfähig sind. 

6. Zu Artikel 26: 

Falls nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts aufgrund des 
Abkommens personenbezogene Daten übermittelt werden, 
gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen unter 
Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor- 
schriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle ist 
nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die 
übermitteinde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen 
zulässig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde 
Stelle auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweils innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsver- 
bote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder 
Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt 
worden sind, so ist dies der empfangenden Stelle unverzüg- 
lich mitzuteilen. Diese ist verpflichtet, die Berichtigung oder 
Löschung solcher Daten vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu 
erteilen, das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts- 
erteilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des 
Vertragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft 
beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch die übermittelnden 
Stelle verursacht worden ist. 


cc) npoueHTOB aa KpeflUTbi (saiiMbi), npeflocTaaneHHbie 
nocTOHHHOMy yHpexfleHMK), b rex cnynanx, Korfla 
peub He nflet o öaHKOBCKnx npeflnpMHTMnx. 

5. K CTaTbHM 10 M 11 

HecMOTpn Ha nonoxeHHn CTaieM 10 m 11 ComameHMH, ambm- 
fleHAbi M npoueHTbi, BosHMKiiJMe B cbeflepaTMBHOM Pecnyö/iHKe 
FepMaHMH, MoryT oö/iaraibcn nanoroM b cooTBeicTBHM c aa- 
KOHOflarenbCTBOM cheflepaTMBHOM PecnyöAMKH [epiviaHMH, ecjin 
OHM: 

a) ocHOBaHbi Ha npaoax mv\ flOJiroBbix TpeöoBaHMnx, npeayc- 
MaipMBaioLUMx ynacTMe b npMöbmM, BKnroHan floxoflbi He- 
rnacHoro ynacTHMKa, noriynaeMbie mm ot CBoero AoneBoro 
yHacTMn b KanecTBe HerAacHoro ynacTHMKa, aoxoabi ot 
K peAMTOB (aaMMOB), HaAeneHHbix npaBOM Ha ynacTMe b npM- 
öbiAM, a TaKxe ot oöAMrauMM c npaBOM na ynacTMe b npM- 
öbiAM B noHMMaHMM HBAoroBoro aaKOHOAaTeAbCTBa OeAe- 
paTMBHOM PeCnyÖAMKM PepMaHMH, M 

b) noAAexaT BbiHSTy npM mchmcaohmm npMöbiAM nAaTSAbiAM- 
Ka cyMM ambmaöhaob mam npoueHTOB. 

6. K CTaTbe 26 

ECAM B COOTBOTCTBMM C HaUMOHaAbHbIM aaKOHOAaTSAbCTBOM 
Ha ocHOBBHMM CorAameHMA nepeAaioTCA cBOAeHMA, KacaioiAM- 
eCA CjDMaMHeCKMX AMU, TO C yHOTOM npaBOBblX aKTOB KaXAOrO 
floroBapMBaiOLAerocH IbcyuapcTBa AonoAHMTeAbHo AeMCTByioT 
CASAytOLAMe nOAOXeHMA. 

a) McnoAbaoBaHMe caeASHMM npMHMMaiouiMM ynpexAeHMOM 
AonycKaeTCA toabko b yKaaaHHbix ueAAx m toabko b coot- 
BOTCTBMM C yCAOBMHMM, npSAyCMOTpeHHblMM nepOAaiOLAMM 
ynpexAeHMeM. 

b) ripMHMMaioLAee ynpexAeHMe ctbbmt b MaBecTHocTb nepe- 
AaBLuee cBOAeHMA ynpexAeHMe no ero npocböe o6 McnoAb- 
aoBBHMM nepeAaHHbix cBeAeHMM m noAyneHHbix c mx no- 
MouibK) peayAbTaTax. 

c) CBeASHMH, KacaroiAMecA c|3MaMHecKMx amu, MoryT öbiTb 
nepeAaHbi toabko b KOMneTGHTHbie ynpexAeHMA. Mx no- 
CAeAyioujaA nepeAana ApyruM ynpexAeHMAM moxbt npoMc- 
xoAMTb TOAbKo c npeABapMTGAbHoro coTAacMA nepGAaio- 
Luero ynpexAeHMA. 

d) riepeAaioLAee ynpexAeHMe oönaaHo CAGAMTb aa aocto- 
BepHocTbK) nepeAaeaeMbix cbgashmm, a Taxxe aa mx hgoö- 
XOAMMOCTblO M aAÖKBaTHOCTblO UBAAM, KOTOpbie ApeCAG- 
AyioTCA nepeAaneM cbgashmm. flpM stom cAGAysT yuMTbi- 
BaTb ASMCTByioLAMe B paMKax HauMOHaAbHoro aaKOHOAa- 
TeAbCTBa aanpeTbi Ha nepeAany cbgashmm. Ecam oKaau- 
BaeTCA, HTO ÖblAM nepGAaHbl HGAOCTOBepHbie CBGAeHMA 
MAM cBeASHMA, HG noAAexaBLUMe nepeAane, to o6 stom 
H eoöxoAMMo HeaaMGAAMTeAbHo MSBecTMTb npMHMMarauiee 
ynpexAeHMe. Oho oöAaano npoMaeoAMTb mx McnpaBASHMe 
MAM yHMHTOXeHMe. 

e) rio aaABAGHMio aaMHTepecoBaHHoro AMua eMy BbiAaeTCA 
cnpaBKa o nepeAane KacaiouiMxcA ero CBeAeHMü, a TaKxe o 
npeAnoAaraeMbix ubaax mx McnoAbaoBaHMA. BwAana cnpae- 
KM He ABAAGTCA OÖAaaTeAbHOM, GCAM aHaAMS nOKaablBaGT, 
HTO rocyuapcTBOHHaA aaMHTepecoBaHHocTb oTKaauBaTb 
B BbiAane cnpaBKM npeBaAMpyeT hba aaMBTepecoBan- 
HOCTbK) ynoMAHyToro AMua B ee noAyneHMM. B ocTaAbHOM 
npaaa aaMHTepecoaaHHoro AMua Ha nonyHSHMe cnpaBKM o6 
MMGKJUJMXCA 0 HGM CBGAeHMAX peryAMpylOTCA HaUMOHBAb- 
HbiM aaKOHOAaTSAbCTBOM Toro AoroBapMBaiOLuerocA Focy- 
AapcTBa, Ha TeppMTopMM KOToporo aanpaiijMBaeTCH cnpaBKa. 

f) Ecam KOMy-AMöo npoTMBonpaaHO npMHMHAeTcn yujepö 
BCAGACTBMe AepGAaHM CBGASHMM B paMKaX OÖMSHa MH- 

0opMauMeM no CornameHMio, oTBeTCTBOHHocTb nepeA hmm 

B 3T0M CBABM HeCGT npMHMMaKJLUee yUpeXAeHMe B COOT- 
BGTCTBMM C GrO HaUMOHAAbHblM aaKOHOAaTGAbCTBOM. OhO 
He MoxeT B oTHomeHMM noHecmero yujepö AMua ccbmaTbCA 
B onpaBAaHMe na to, hto yiuepö öbin npMHMHen nepeAa- 

lOLAMM CBGAeHMA yMpeXAeHMSM. 
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g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende inner- 
staatliche Recht in Bezug auf die übermittelten per- 
sonenbezogenen Daten besondere Löschungsvorschriften 
vorsieht, weist diese Stelle die empfangende Stelle darauf 
hin. Unabhängig von diesem Recht sind die übermittelten 
personenbezogenen Daten zu löschen, sobald sie für den 
Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht mehr 
erforderlich sind. 

h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von per- 
sonenbezogenen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung 
und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 


g) Ecnn HaunoHanbHoe saKOHOflarenbCTBO, b paMKax koto- 
poro flewcTByeT nepeflaraiuee ynpexaeHne, npeflycMarpn- 
BaeT B OTHomeHMM nepeflauHbix CBefleHnü, KacaiOLunxcn 
ct)M3MMecKMx tiMU, ocoöbie npaBMna yHnuToxennn, to nepe- 
flaiomee yupexaeHne yKasbiBaex ua aro npnHMiviaiOLneMy 
yHpexfleHMKj. HeaaBncmvio ot aroro aaKOHOflarenbCTBa, 
nepefläHHbie CBefleHnn, Kacaioiunecn ctinanuecKnx nnu, 
noflnexar yHMMTOxeHMK), ecnn ohu öotibme ue rpeöyiOTCFi 
flnn ueneü, p,m KOTopbix ohm öbmn nepeflaubi. 

h) riepeflaiouree n npnuMMaiomee yMpexfleHnn oönaaHbi 
flOKyMeHTa/ibHO aaperncrpnpoBaTb nepeaany n nonyueHne 
CBeaeHnü, Kacaiomnxcn chManuecKnx nnu. 

i) flepeaaiomee n npnnuMaioLMee yupexaeHnn oönaaHbi aeticT- 
BeuHO oxpaHHTb nepeaauHbie b OTHomeHnn chnanuecKnx 
nnu CBeaeuMH ot aocryna k hmm, mx naMeHeHMH v\ paa- 
rnameHMB nnuaMU, ue nMeroutnwn ua to npaBO. 
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Denkschrift zum Abkommen und zum Protokoll 

I. Allgemeines 

Das in Bischkek am 1 . Dezember 2005 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung und zur Verhinderung von Steuerhinter- 
ziehungen auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen löst das alte, noch mit der ehemali- 
gen Sowjetunion abgeschlossene und im Verhältnis zur 
Kirgisischen Republik weitergeltende Abkommen vom 
24. November 1981 (BGBl. 1983 II S. 2) ab. Dieses 
Abkommen ist durch die wirtschaftliche Entwicklung der 
Kirgisischen Republik überholt und muss deshalb durch 
einen modernen und den Anforderungen der gegenwärti- 
gen Verhältnisse besser angepassten Vertrag ersetzt 
werden. Das Abkommen entspricht weitgehend dem 
OECD-Musterabkommen. Hierdurch trägt es zur Verein- 
heitlichung auf diesem Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen weitgehend folgend, re- 
geln die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertra- 
ges sowie die für die Anwendung des Abkommens not- 
wendigen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Arti- 
kel 6 bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und 
für das Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den 
Ansässigkeitsstaat für die Einkünfte und Vermögenswer- 
te, die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern 
darf. Die Artikel 24 bis 29 regeln den Schutz vor Diskrimi- 
nierung, die zur Durchführung des Abkommens notwen- 
dige Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkraft- 
treten und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie 
andere Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um 
einige klarstellende Bestimmungen sowie um die Klau- 
seln zum Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungsbe- 
reich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. Absatz 2 enthält die 
übliche Regel, dass im Abkommen nicht bestimmte 
Begriffe entsprechend dem nationalen Steuerrecht des 
das Abkommen anwendenden Vertragsstaats auszule- 
gen sind, wenn der Abkommenszusammenhang keine 
andere Auslegung erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Gel- 
tungsbereich des Abkommens und für die Abgrenzung 


der Besteuerungsrechte maßgeblichen Begriff der An- 
sässigkeit. Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich 
an das innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten ange- 
knüpft. In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die 
Absätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, 
welcher der beiden Staaten für die Abkommensanwen- 
dung als Ansässigkeitsstaat gilt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, 
der die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Ein- 
künfte bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ all- 
gemein umschrieben. Eine nicht abschließende Aufzäh- 
lung von typischen Beispielen enthält Absatz 2 . Bau- 
ausführungen und Montagen sowie damit verbundene 
Aufsichtstätigkeiten gelten nach Absatz 3 nur dann 
als Betriebsstätten, wenn ihre Dauer zwölf Monate über- 
schreitet. Absatz 4 enthält die Negativabgrenzung 
zum Begriff der Betriebsstätte. Die Absätze 5, 6 
und 7 enthalten weitere dem QECD-Musterabkommen 
nachgebildete Abgrenzungsvorschriften zum abhängi- 
gen und unabhängigen Vertreter sowie zur Eigenständig- 
keit von verbundenen Gesellschaften. 

Zu Artikel 6 

Die Absätze 1 und 3 bestimmen, dass Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen oder der Nutzung von 
unbeweglichem Vermögen im Belegenheitsstaat besteu- 
ert werden können. Das gilt nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält die Definition 
des Begriffs „unbewegliches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der gewerblichen 
Gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat die gewerblichen Einkünfte von 
Unternehmen mit Sitz im anderen Vertragsstaat nur inso- 
weit besteuern, als der Gewinn einer in seinem Gebiet 
gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen ist. Die Absät- 
ze 2 bis 6 enthalten Ermittlungs- und Zurechnungs- 
vorschriften für Betriebsstättengewinne. Nummer 4 
Buchstabe a und b des Protokolls zum Abkommen ent- 
hält hierzu klarstellende und ergänzende Regelungen wie 
das Verbot der Liefergewinnbesteuerung. Auf Wunsch 
der Kirgisischen Republik wurde in Nummer 4 Buch- 
stabe d des Protokolls entsprechend dem Muster der 
Vereinten Nationen für ein Doppelbesteuerungsabkom- 
men zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern 
eine Regelung aufgenommen, wonach die Erhebung von 
Lizenzgebühren und ähnlichen Zahlungen, von Vergütun- 
gen für besondere Dienstleistungen oder Management- 
leistungen sowie von Zinsen (außer bei Bankunterneh- 
men) im Verhältnis zwischen Stammhaus und Betriebs- 
stätte beiderseits nicht zulässig ist, es sei denn, es han- 
delt sich um Kostenerstattungen. Absatz 7 bestimmt 
das Verhältnis der Betriebsstättenbesteuerung zu den 
übrigen durch das Abkommen geregelten Einkunftsarten. 
Zur Abgrenzung von Unternehmensgewinnen und 
Lizenzgebühren wurde in Nummer 4 Buchstabe c des 
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Protokolls zum Abkommen eine klarstellende Regelung 
getroffen. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, dass Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur in 
dem Staat besteuert werden dürfen, in dem das Unter- 
nehmen ansässig ist, das die Schiffe oder Luftfahrzeuge 
betreibt. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt klar, dass das Abkommen einer 
Berichtigung von Gewinnverlagerungen zwischen ver- 
bundenen Unternehmen nicht entgegensteht. 

Zu Art i kel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividen- 
denausschüttungen im Wohnsitzstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben. Diese Steuer darf jedoch 5 v. H. des 
Bruttobetrags der Dividenden nicht übersteigen, wenn 
die nutzungsberechtigte Gesellschaft mindestens 25 v. H. 
der Anteile an der ausschüttenden Gesellschaft hält. In 
den übrigen Fällen darf die Quellensteuer grundsätzlich 
15 V. H. des Bruttobetrags der Dividenden nicht überstei- 
gen. Die deutsche Quellenbesteuerung ist nach Num- 
mer 5 des Protokolls jedoch nicht begrenzt, soweit die 
Zahlungen auf Rechten oder Forderungen mit Gewinn- 
beteiligung beruhen (insbesondere Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters) und sich bei der Gewinnermittlung des 
Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff der Dividenden im Ein- 
zelnen. Die Absätze 4 und 5 enthalten den Betriebs- 
stättenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen zur 
Abgrenzung des Besteuerungsrechts, die auch im 
OECD-Musterabkommen vorgesehen sind. 

Nummer 2 des Protokolls zum Abkommen enthält ver- 
fahrensmäßige Regelungen zur Umsetzung der in Ab- 
satz 2 vorgesehenen Steuerermäßigung. So sind inner- 
staatlich geregelte oder zwischen den Behörden der Ver- 
tragsstaaten vereinbarte Verfahren zur Freistellung oder 
Erstattung von Quellensteuern vorzusehen. Die Antrags- 
frist zur Erstattung von Abzugsteuern wird auf drei Jahre 
nach dem Ende des Jahres der Festsetzung der Abzugs- 
steuer festgelegt. Entsprechendes gilt auch für Zinsen, 
Lizenzgebühren und sonstige Zahlungen, für die das 
Abkommen Steuerermäßigungen oder -befreiungen vor- 
sieht. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht grundsätzlich 
dem Wohnsitzstaat des Gläubigers der Zinsen zu. Nach 
Absatz 2 hat jedoch auch der Quellenstaat ein 
Besteuerungsrecht; die Quellensteuer darf jedoch 5 v. H. 
des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. Nach 
Absatz 3 sind Zinsen ganz von der Quellensteuer 
befreit, wenn Empfänger der Zinsen die jeweilige Regie- 
rung oder eine bestimmte staatliche Einrichtung ist oder 


wenn das Darlehen im Zusammenhang mit einer Her- 
mes-Deckung steht. Die deutsche Quellenbesteuerung 
ist nach Nummer 5 des Protokolls jedoch nicht begrenzt, 
soweit die Zahlungen auf Rechten oder Forderungen mit 
Gewinnbeteiligung beruhen und sich bei der Gewinner- 
mittlung des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Die Absätze 4 bis 7 enthalten die Definition des 
Zinsbegriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vor- 
schrift zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inan- 
spruchnahme von Abkommensvorteilen bei der Zinsbe- 
steuerung und andere ergänzende Bestimmungen, die 
dem QECD-Musterabkommen entsprechen. 

Zu Arti kel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebüh- 
ren. 

Absatz 1 bestimmt, dass Lizenzgebühren im Wohn- 
sitzstaat des Gläubigers besteuert werden dürfen. 
Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben, die jedoch auf 10 v. H. des Brutto- 
betrags der Lizenzgebühren begrenzt ist. Die Absät- 
ze 3 bis 6 enthalten die Definition der Lizenzgebühren, 
den Betriebsstättenvorbehalt, eine Missbrauchsvermei- 
dungsvorschrift und andere, im Wesentlichen dem 
QECD-Musterabkommen entnommene, ergänzende 
Bestimmungen. 

Zu Arti kel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Nach Absatz 5 ist das Besteuerungsrecht für Ver- 
äußerungsgewinne grundsätzlich allein dem Wohnsitz- 
staat Vorbehalten. 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
b i s 3 ebenfalls ein Besteuerungsrecht für Gewinne aus 
der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von 
Aktien an Gesellschaften mit überwiegendem Grund- 
besitz in diesem Staat, von beweglichem Betriebsstät- 
tenvermögen und von beweglichem Vermögen einer der 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit dienenden fes- 
ten Einrichtung. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr 
betrieben werden, und von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 ausschließlich der Ansässigkeitsstaat 
des das Seeschiff oder Luftfahrzeug betreibenden Unter- 
nehmens das Besteuerungsrecht. 

Zu Arti kel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grund- 
sätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Nur soweit Einkünfte in 
dem anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung erzielt werden, hat der Tätigkeitsstaat 
ein Besteuerungsrecht. Absatz 2 enthält die Defini- 
tion des Begriffs „freier Beruf“. 

Zu Arti kel 15 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbständiger Tätigkeit. 
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Grundsätzlich hat nach Absatz 1 der Staat das 
Besteuerungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 
Werden jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen 
nur vorübergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so 
wird dieser Grundsatz durch Absatz 2 unter 
bestimmten Voraussetzungen zugunsten des Wohnsitz- 
staats eingeschränkt. Das Bordpersonal von Seeschiffen 
und Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr kann nach 
Absatz 3 im Ansässigkeitsstaat des das Seeschiff 
oder Luftfahrzeug betreibenden Unternehmens besteu- 
ert werden. 

Zu Arti kel 1 6 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 1 7 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung von 
Künstlern und Sportlern. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. Dies gilt nach Ab- 
satz 2 auch, wenn die Einkünfte dem Künstler oder 
Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. Das Besteue- 
rungsrecht geht nach Absatz 3 auf den Wohnsitzstaat 
über, wenn der Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers 
im anderen Staat ganz oder überwiegend durch den 
Wohnsitzstaat oder eine dortige, als gemeinnützig an- 
erkannte Einrichtung finanziert wird. 

Zu Arti kel 1 8 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht für diese Zah- 
lungen - mit Ausnahme der Pensionen aus öffentlichen 
Kassen - grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Bei Be- 
zügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung hat nach 
Absatz 2 jedoch der Kassenstaat das alleinige Be- 
steuerungsrecht. Nach Absatz 3 gilt das Kassen- 
staatsprinzip auch für Kriegsrenten, Wiedergutma- 
chungsleistungen und ähnliche Zahlungen. Absatz 4 
enthält Definitionen der Begriffe „ähnliche Vergütungen“ 
und „Rente“. 

Zu Arti kel 1 9 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassen- 
staat diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, 
wenn die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt 
wird. Das Besteuerungsrecht geht auf den Tätigkeits- 
staat über, wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsan- 
gehöriger dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht 
ausschließlich deshalb ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten (Ortskräfte). Entsprechendes gilt nach 
Absatz 2 für Ruhegehälter im öffentlichen Dienst. 

Absatz 3 enthält die Regelung, dass für Vergütungen 
aus unselbständiger Arbeit im Zusammenhang mit ge- 
werblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats die allgemeinen 
Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip auch für 
Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen von 


staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen sowie nach 
Absatz 5 für Vergütungen an Mitarbeiter des Goethe- 
Instituts und des Deutschen Akademischen Austausch- 
dienstes (DAAD). Nach dem gemeinsamen Verständnis 
beider Vertragsparteien gilt Absatz 5 unabhängig davon, 
ob die Zahlungen direkt von der genannten Einrichtung 
oder indirekt über eine andere Kasse an die Mitarbei- 
ter geleistet werden. Nach dem anlässlich der zweiten 
Verhandlungsrunde Unterzeichneten Memorandum vom 
26. Oktober 2000 kamen beide Delegationen überein, 
dass die Deutsche Botschaft Bischkek auf Nachfrage 
bestätigen wird, ob ein Mitarbeiter des Goethe-Instituts 
oder des DAAD unter die Regelungen in Artikel 1 9 Abs. 1 , 
2 und 5 des Abkommens fällt. 

Zu Artikel 20 

Nach den Absätzen 1 und 2 dürfen zur Förderung 
des Austauschs von Lehrkräften, Studenten und Aus- 
zubildenden (einschließlich Praktikanten) Zahlungen aus 
ausländischen Ouellen an diesen Personenkreis im Gast- 
staat unter bestimmten Bedingungen nicht besteuert 
werden; für Lehrende gilt diese Bestimmung nur für einen 
Aufenthalt von höchstens zwei Jahren. 

Zu Artikel 21 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im 
Abkommen genannten Einkünfte nur im Ansässigkeits- 
staat besteuert werden. Das gilt nach Absatz 2 die- 
ses Artikels jedoch nicht, wenn die Einkünfte einer im 
anderen Staat belegenen Betriebsstätte oder festen Ein- 
richtung zuzuordnen sind (Betriebsstättenvorbehalt). 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat grundsätzlich nur der Wohnsitz- 
staat das Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermögen 
und Vermögen, das zu einer Betriebsstätte oder einer der 
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit dienenden fes- 
ten Einrichtung gehört, kann abweichend von diesem 
Grundsatz nach den Absätzen 1 und 2 durch den 
Belegenheitsstaat besteuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 nur im Ansässigkeitsstaat des 
die Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden Unterneh- 
mens besteuert werden. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten 
behebt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat besteuert werden können. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wiez. B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in der Kirgisischen 
Republik und bei Dividendenausschüttungen einer in der 
Kirgisischen Republik ansässigen Gesellschaft bei einer 
Mindestbeteiligung von 25 v. H., nach Absatz 1 
Buchstabe a durch Freistellung. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit nicht zu erhebende) 
Vermögensteuer. 
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Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buch- 
stabe a von der deutschen Steuer freigesteilt werden, 
wird die Doppeibesteuerung nach Absatz 1 Buch- 
stabe b durch Anrechnung der kirgisischen Steuer auf 
die deutsche Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere für 
Dividendenbezüge aus im Streubesitz gehaitenen Antei- 
ien, Zinsen, Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Verwai- 
tungsratsvergütungen sowie für Einkünfte von Künstlern 
und Sportlern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht statt der Freistel- 
lungsmethode nach Buchstabe a die Anrechnungsme- 
thode nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht 
aus aktiver Tätigkeit stammen. Darüber hinaus hat sich 
Deutschland in Absatz 1 Buchstabe e im Interes- 
se der Vermeidung einer doppelten Steuerbefreiung oder 
einer sonstigen ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
des Abkommens einen Wechsel von der Freistellungs- 
zur Anrechnungsmethode Vorbehalten. 

Bei Einkünften, die naeh diesem Abkommen von der 
Steuer freigestellt sind, hat sich Deutschland nach 
Absatz 1 Buchstabe d das Recht gesichert, diese 
in den Progressionsvorbehalt einzubeziehen. 

Nummer 3 des Protokolls zum Abkommen stellt ergän- 
zend klar, dass die Vertragsstaaten ihre innerstaatliehen 
Missbrauehsvorschriften gegen Steuerumgehung und 
Steuerhinterziehung anwenden können; insbesondere 
behält sich Deutschland vor, den Vierten Teil des deut- 
schen Außensteuergesetzes anzuwenden. In Fällen einer 
dadurch verursachten doppelten Besteuerung kommt 
das Verständigungsverfahren zur Anwendung. 

Die Kirgisische Republik behebt nach Absatz 2 
Buchstabe a die Doppelbesteuerung durch Steuer- 
anrechnung. 

Einkünfte und Vermögenswerte, die nach dem Abkom- 
men in der Kirgisischen Republik von der Steuer frei- 
gestellt sind, kann die Kirgisische Republik gleichwohl 
bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Einkom- 
men oder Vermögen einer Person berücksichtigen. 

Zu Arti kel 24 

Dieser Artikel soll entsprechend dem OECD-Muster- 
abkommen steuerliche Diskriminierungen verhindern. 


Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, dass sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegen- 
seitigem Einvernehmen beseitigen. Flierzu können die 
zuständigen Behörden unmittelbar miteinander verkeh- 
ren. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Informationsaustausch zwi- 
schen den zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
entsprechend dem bei Abschluss der Verhandlungen 
aktuellen OECD-Musterabkommen. Er bezieht sich auf 
Informationen, die zur Durchführung dieses Abkommens 
und des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
erforderlich sind und ist auf die Abkommenssteuern 
besehränkt. 

Nummer 6 des Protokolls zum Abkommen enthält einige 
zusätzliche Vorschriften zum Schutz von personenbezo- 
genen Daten (Datensehutzklausel). 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens 
zu den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. Der Text entspricht dem OECD-Muster- 
abkommen sowie den Vorschlägen im OECD-Kommen- 
tar. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Abkommens. Fliernach tritt das Abkommen am Tag 
des Austausehes der Ratifikationsurkunden in Kraft und 
wird ab dem 1. Januar des darauf folgenden Jahres 
anzuwenden sein. Zeitgleich ist das alte, noch mit der 
ehemaligen Sowjetunion abgeschlossene Abkommen 
vom 24. November 1981 im Verhältnis zur Kirgisischen 
Republik nicht mehr anzuwenden. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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